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Nachstehend gebe ich die Verfügung V 5/43 des Führers zur Kenntnis. 


Kobusch 


NSDAP. 
Der Führer Führerhauptquartier, 17. 4. 1943 


Verfügung V 5/43 
Ich verfüge: 


ı. Das Führerkorps der Partei muß eine auf dem Fundament der Treue auf- 
gebaute, verschworene Gemeinschaft sein. Untadeligkeit, Haltung und Leistung 
jedes Einzelnen bestimmen ihren Wert. Jeder, der getreu diesen Grundsätzen 
der Bewegung dient, steht unter ihrem Schutz; wer dagegen verstößt, hat 
keinen Platz in der Führerschaft der Bewegung. 


2. Ergibt sich die Notwendigkeit, gegen einen von mir ernannten Politischen 
Leiter 


ein Parteigerichtsverfahren durchzuführen, 

eine einstweilige Verfügung zu erlassen, 

ihn mit dem Ziel der späteren Amtsenthebung zu beurlauben, 
ihn außerhalb der Partei einer anderen Verwendung zuzuführen, 


so ist hierzu unter Darlegung der Gründe vorher dem Leiter meiner Partei-Kanzlei 
zu berichten, der in meinem Auftrag entscheidet oder bei besonders gelagerten 
Fällen meine Entscheidung herbeiführt. / 


Soweit die personelle Bearbeitung beim Reichsorganisationsleiter — Haupt- 
organisationsamt — liegt, sind entsprechende Berichte und Anträge diesem 
einzureichen, der dann die Entscheidung des Leiters meiner Partei-Kanzlei 
einzuholen hat. 


3. Vor allen Neu- und Umbesetzungen in der Leitung von Gauämter muß das 
Einvernehmen mit den Leitern der Reichsleitungsdienststellen hergestellt 
werden. N \ 


4. Diese Verfügung gilt sinngemäß: für die von den Gauleitern ernannten Poli- 
tischen Leiter. Die nach Artikel 2 erforderliche Zustimmung erteilen in diesem 
Falle die Gauleiter. 


5. Dieser Verfügung entgegenstehende Bestimmungen hebe ich hiermit auf. 


gez. Adolf Hitler 


f: 
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Nachstehend eine Abschrift aus dem Reichshaushalts- und Besoldungsblatt Nr. g 
vom 10. 5.43, S. 113, zur Kenntnis: 


Betrifft: Einbehaltung von »Mitgliedsbeiträgen zum Reichs- 
bund der Deutschen Beamten durch die Reichskassen 


Die Arbeitskräfte des Reichsbundes der Deutschen Beamten müssen auf Anordnung 
des Leiters der Parteikanzlei für anderweitigen kriegswichtigen Einsatz freigemacht 
werden. Das erfordert weitgehende Einschränkungen in der verwaltungsmäßigen 
Erfassung der Mitglieder des RDB. und eine Vereinfachung des Verfahrens bei 
der Einbehaltung der Mitgliedsbeiträge. 

Die bisher den Kassen der Behörden übersandten Hebelisten des RDB., aus denen 
die Namen der RDB-Mitglieder und die einzubehaltenden Beiträge zu ersehen waren 
(Absatz 2, Ziffer 3 meines Runderlasses vom 23. 11. 38 — A 2100—320 I-RBB. S. 361), 
fallen künftig weg. Zur Aufrechterhaltung der durch die Mitgliedschaft erworbenen 
Anwartschaft auf das Sterbegeld müssen die Beiträge auch weiterhin durch die Kassen 
der Behörden (Besoldungsstelle) einbehalten werden. 


Im Einvernehmen mit dem Reichsminister des! Innern ist ab ı. Mai 1943 wie 
folgt zu verfahren: 


ı. Von allen Reichsbeamten, Wartestandsbeamten, -Ruhestandsbeamten und 
Beamtenanwärtern, von denen die Beiträge zum RDB nach dem bisherigen 
Verfahren auf Grund einer Hebeliste einbehalten worden sind, werden die 
Beiträge künftig auch ohne diese Hebeliste durch die Kasse (Besoldungsstelle) 
einbehalten, 


2. Bei der Versetzung oder der Abordnung eines Beamten und bei jedem son- 
stigen Wechsel der Kasse (Besoldungsstelle) sollte bisher schon die für die An- 
weisung der Dienstbezüge zuständige Stelle der neuen Dienststelle bei der 
Übersendung der Besoldungsmerkmale usw. Angaben über den RDB-Beitrag 
machen — Hinweis auf meinen Runderlaß vom 27. 4. 39 — A 2100 — 375 
GenB — (RBB S. 134). Diese Mitteilung hat jetzt erhöhte Bedeutung, 
um die Anwartschaft auf das Sterbegeld zu erhalten. 

Die bisherige Dienststelle muß auch künftig der neuen Dienststelle bei 
der Überweisung eines Beamten mitteilen, ob und bis zu welchem Zeitpunkt 
RDB-Beiträge einbehalten worden sind. Hat ein Beamter dem RDB nicht 
angehört, ist das bei der Überweisung besonders anzugeben. 


Die neue Dienststelle hat darüber zu wachen, daß die Überweisungen 


einen entsprechenden Vermerk enthalten. 


3. Von allen neu in den Reichsdienst eintretenden Beamten und Beamtenan- | 


wärtern wird der RDB-Beitrag ab dem Monat des Eintritts in das Beamten- 
oder Beamtenanwärterverhältnis einbehalten. Durch die Zahlung des Mit- 
gliedsbeitrages wird die Anwartschaft auf das satzungsmäßige Sterbegeld 
erworben. Der Beitragsabzug unterbleibt, wenn der Beamte dem Abzug wider- 
spricht. 


4. Beim Ableben eines Beamten haben die zum Empfang des Sterbegeldes Be- 
rechtigten einen Antrag auf Auszahlung des Sterbegeldes zu stellen. Die Kasse 
(Besoldungsstelle) der letzten Beschäftigungsbehörde — bei Wartestands- 
beamten und Ruhestandsbeamten die auszahlende Kasse — hat auf dem 
Antragsvordruck zu bescheinigen, daß der RDB-Beitrag bis zum Sterbemonat 
einbehalten worden ist. Die Bescheinigung ist mit dem Dienststempel zu, ver- 
sehen und, soweit möglich, von zwei Beamten zu unterschreiben, Die Dienst- 
stellen besorgen sich die Antragsvordrucke bei den Briefzustellpostämtern 
(Amtszimmer). # Ä 
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Der Antrag auf Auszahlung des Sterbegeldes und die erforderlichen Unter- 
lagen (Sterbeurkunde, Mitgliedskarte usw.) sind nach Abgabe der Bescheini- 
gung an den Reichsbund der Deutschen Beamten in Berlin W 35, Graf-Spee- 
Straße 17, zu übersenden. 


5. Die Einstellung der Beitragszahlung hat den Verlust der Anwartschaft auf die 
‚Auszahlung des Sterbegeldes zur Folge. 

in 6. Der monatliche Beitrag zum RDB beträgt ab ı. Mai 1943 einheitlich 2,30 RM, 

Fe und zwar auch in den Fällen, in denen bisher niedrigere oder höhere Beiträge 

f einbehalten worden sind. Der Sonderbeitrag der Gemeindebeamten von mo- 

Ber natlich 0,20 RM für zusätzliche Sozialeinrichtungen wird nicht mehr erhoben. 


% i Diese Regelung gilt für die Länder und die Gemeinden sinngemäß, 
. Berlin, 28. April 1943. 
» Der 'Reichsminister der Finanzen 


gez. I. A.: Bayrhoffer 
A 2100 Bh — 97 GenB 
(RDB S. 1135) 


i N 
m Betrifft: Vertrauliche Informationen 


Nachstehend erhalten Sie Auszüge aus den „Vertraulichen Informationen der 
Partei-Kanzlei“ zur Kenntnis. Die Informationen sind nur für die interne Parteiarbeit 
bestimmt. Jede Weitergabe, ist verboten! n 


Kobusch 


} ı. Sekretär des Führers. 21/43/242. 


Der Führer hat am ı2. April 1943 die unten wiedergegebene Verfügung 
getroffen. Mit ihr wird keine neue Dienststelle mit neuen’ Zuständigkeiten 
geschaflen, sondern es erfolgt lediglich eine Klarstellung, die verschiedener 
Gründe halber notwendig wurde. 


zii 


3% 


Reichsleiter Martin Bormann ist seit Jahren als Sekretär des Führers tätig 
E und bearbeitet demgemäß bereits seit Jahren Sonderaufträge des Führers. 


„Der Führer. 


Reichsleiter M. Bormann führt als mein persönlicher Sachbearbeiter die 
Bezeichnung 
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‚Sekretär des Führers’. 


Führerhauptquartier, den 12. 4. 1943. 
gez. Adolf Hitler“. 


2. Meldepflicht der im Reichsgebiet tätigen Volksdeutschen. 21/43/244. 


Nach Anweisung der Volksdeutschen Mittelstelle haben sich alle deutschen 
Volkszugehörigen, die eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen oder staatenlos 
sind und mindestens 9 Monate im Reich bleiben, zwecks Ausstellung eines 
‚Eintragungsnachweises, der amtlichen Charakter trägt, bei dem örtlichen 
BAU aRınD der Volksdeutschen Mittelstelle, Beratungsstelle für Einwanderer, 
zu melden. 
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Hiervon ausgenommen sind folgende Personengruppen: 


I. 


o1 


Volksdeutsche, die sich zur Berufsausbildung oder zum Studium im 
Reich befinden (volksdeutsche Stipendiaten). 


. Volksdeutsche aus dem ehemaligen Polen: 


Volksdeutsche mit Heimatzuständigkeit nach dem Generalgouver- 
nement weisen sich durch die braune Kennkarte für deutsche Volks- 
zugehörige aus. Dieser Ausweis ist amtlich und allein gültig. Wer eine 
solche Kennkarte nicht besitzt, muß sie bei dem für seinen Heimatort 
zuständigen Stadt- bzw. Kreishauptmann beantragen. 

Bei Volksdeutschen, die nach dem 1. ı. 1937 ins Altreich gekommen 
und heimatzuständig nach den Gauen Danzig-Westpreußen, Wartheland 
oder Oberschlesien sind, kommt für die Anerkennung als Volksdeutsche 
bzw. Zuerkennung der deutschen Staatszugehörigkeit nur die „Deutsche 
Volksliste“ in Frage. Die Bescheinigungen bzw. Ausweise der Deutschen 
Volksliste sind für diesen Personenkreis die einzig gültigen. 


Sudetenland: 

Mit der Eingliederung des Sudetenlandes in das Deutsche 
Reich haben alle Volksdeutschen dieses Gebietes die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben. In Zweifelsfällen ist eine Rückfrage bei der 
Ortspolizeibehörde des Heimatortes zu empfehlen. 


. Untersteiermark: 


Alle nach der Untersteiermark zuständigen und zur Zeit im Reich 
wohnenden Personen müssen sichum Aufnahme in den Steierischen 
Heimatbund, Ortsgruppe Altsteiermark, Marburg a. d. Drau, Tauris- 
kerstraße 12, bewerben. k 

Volksdeutsche werden nach positiver Überprüfung in der Regel 
als endgültige Mitglieder aufgenommen und erhalten eine endgültige 
rote Mitgliedskarte. Diese endgültige Mitgliedskarte ist ein ausreichender 
Ausweis dafür, daß der-Inhaber mit Wirkung vom 14. April 1941 die 
deutsche Staatsangehörigkeit- erworben hat. 


Angehörige der heimattreuen Bevölkerung können nach posi- 
tiver Überprüfung als vorläufige Mitglieder in den Steirischen Heimat- 
bund aufgenommen werden. Sie erhalten dann eine vorläufige Mit- 
gliedskarte in grüner Farbe. Diese ist ein Ausweis dafür, daß der Inhaber 
die deutsche Staatsangehörigkeit mit Vorbehalt besitzt. 


. Frankreich: 


Die Volksdeutschen in Frankreich ‚werden durch die Einwanderer- 
Zentralstelle, Nebenstelle Paris, als Umsiedler erfaßt und durch- 
geschleußt. Sie weisen sich durch eine entsprechende Bescheinigung der 
Finwanderer-Zentralstelle bzw. durch einen Umsiedlerausweis aus. 
Volksdeutsche aus Frankreich, die vor der Erfassungund Durchschleußung 
ins Reich gekommen sind, müssen zur nachträglichen Durchschleußung 
unter genauer Angabe der Personalien an die Einwanderer-Zentralstelle, 
Berlin W 9, Potsdamer Straße 62, gemeldet werden. 


Elsaß, Lothringen, Luxemburg: 

Volksdeutsche aus diesen 3 Gebieten erhalten ebenfalls keinen Ein- 
tragungsnachweis. Hinsichtlich der Einbürgerung wird auf die 
Verordnung des Reichsministers des Innern vom 23. August 1942 
und den Runderlaß vom 26. August 1942 (MBliV. S. 1741) verwiesen. 
Elsässer, Lothringer und Luxemburger, die sich z. Z. im Reich aufhalten, 
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wenden sich danach wegen ihrer Einbürgerung an die für die Ausstellung 
von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen zuständige Ver- 
waltungsbehörde, die für den Wohnsitz des Antragstellers zuständig ist. 


7. Protektorat: fl " 


Volksdeutsche, die am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht in einer 
Gemeinde der ehem. tschecho-slowakischen Länder Böhmen und Mähren/ 
Schlesien besessen haben, haben mit Wirkung vom 16. März 1939 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben und weisen sich 
durch eine Kennkarte aus. Es wird auf den Erlaß des Führers und Reichs- 
kanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. März 1939 
und die Verordnung über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch frühere tschecho-slowakische Staatsangehörige deutscher Volks= 
zugehörigkeit vom 20. April 1939 verwiesen. Eintragungsnachweise 
kommen daher auch für diese Personenkreise nicht in Frage. In Zweifels- 
En ist Rückfrage bei dem für den Heimatort zuständigen Oberlandrat 

‚zu halten. 5 


8. Umsiedler: 


Alle auf Grund von Staatsverträgem ins Reich umgesiedelten Volks- 
deutschen erhalten keinen Eintragungsnachweis, gleichgültig, ob sie 
bereits eingebürgert sind oder das Einbürgerungsverfahren läuft bzw. 
noch einzuleiten ist. Sie weisen sich durch den Rückkehrer- oder Um- 
siedlerausweis aus. 


9. Rückwanderer: 


Unter Rückwanderer sind Reichsdeutsche zu verstehen, die aus 
dem Ausland in das Deutsche Reich eingewandert sind/ Sie weisen 
sich durch einen reichsdeutschen Paß aus. Betreuungsmäßig ist: hierfür 
die Auslands-Organisation der NSDAP. zuständig, 

Jeder Volksdeutsche, der für einen’ Eintragungsnachweis in Frage kommt, 
hat einen Fragebogen auszufüllen, der zusammen mit dem Volksgruppen- 
ausweis und zwei Lichtbildern durch den Gaubeauftragten an die Beratungs- 
stelle für Einwanderer, Berlin W 62, Keithstraße 29, einzusenden ist. Die Ein- 
tragungsnachweise haben nur innerhalb des Deutschen Reiches Gültigkeit und 
sind daher sowohl vor Antritt von Urlaubsreisen als auch vor der endgültigen 
Rückkehr in die Heimat beim zuständigen Gau-, Kreis- oder Ortsbeauftragten 
gegen Aushändigung des Volksgruppenausweises zurückzugeben. Seit An- 
fang 1942 werden die Eintragungsnachweise nur noch mit einer Gültigkeits- 
dauer von 3 Monaten ausgestellt. Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer sind die 
Eintragungsnachweise den Gau- bzw. Kreisbeauftragten zur Verlängerung 
vorzulegen. Früher ausgegebene Eintragungsnachweise sind mit Verlängerungs- . 
blättern zu versehen. 

Die Volksdeutschen aus der Sowjet-Union, die nach dem ı. September 1939 
ohne Zustimmung der Beratungsstelle für Einwanderer zur Arbeitsaufnahme 
ins Reich gekommen sind, sind ausschließlich mit dem Arbeitsbogen Völkische 
Schutzarbeit zu erfassen und durch Übersendung einer Ausfertigung des Arbeits- 
bogens an die Volksdeutsche Mittelstelle — Völkische Schutzarbeit — zu 
melden. Nach positivem Abschluß der Überprüfung erhalten sie,den Eintra- 
gungsnachweis. Soweit Volksdeutsche aus der Sowjet-Union mit unserer Zu- 
stimmung in das Reich kommen (Hereinholung von Verwandten, Sprach- 
mittlerinnen für Luftwaffenbetriebe), 'sind sie bereits in der Heimat überprüft 
worden und haben demzufolge nach Eintreffen im Reich sofort einen Ein- 
tragungsnachweis erhalten. 

Volksdeutsche, die nicht unter Punkt ı bis 9 fallen, jedoch voraussichtlich 
weniger als 9 Monate im Reich bleiben, deren deutsche Volkszugehörigkeit 
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aber nicht erwiesen ist, müssen in Zukunft ebenfalls den Fragebogen der Be- 


ratungsstelle für Einwanderer ausfüllen. Dieser ist ohne Bilder mit sichtbarer 
Aufschrift: 


„Kurzfristiger Aufenthalt“ 


an die Beratungsstelle für Einwanderer einzusenden. Nach erfolgter Über- 
prüfung erhalten die Gaubeauftragten Nachricht, damit den Volksdeutschen 
gegebenenfalls zweckgebundene Bescheinigungen gegeben werden können. 


3. Einsatz der SA. zur Beseitigung von Bombenschäden. — Abzug von 
Arbeitskräften aus der Rüstungsindustrie. 21 /43/245. 


Die Oberste SA.-Führung hat im Einvernehmen mit der Partei-Kanzlei | 
nachstehendes Rundschreiben über den Abzug von Arbeitskräften beim Einsatz | 
der SA. zur Beseitigung von Bombenschäden herausgegeben. 


„Soweit die SA. bisher zur Behebung von Fliegerschäden ihre Stürme im ® | 
Einverständnis mit dem zuständigen Hoheitsträger geschlossen zum Einsatz 
gebracht hat, ist Vorsorge zu treffen, daß zukünftig Schlüssel- und Fachkräfte 
aus der Rüstungsindustrie in Anbetracht des bestehenden Mangels zur Beseiti- 
gung dieser Kriegsschäden nicht herangezogen werden. 


Der Reichsminister für Bewaffnung und Munition hat gegen einen vorüber- 
gehenden Abzug von Nichtfachkräften oder Kräften aus den Verwaltungen 
nichts einzuwenden. In Zweifelsfällen haben sich die Einheiten im Einver- 
nehmen mit dem zuständigen Hoheitsträger mit den Rüstungsdienststellen 
(Rüstungsinspektionen und Rüstungskommandos) in Verbindung zu setzen, 


da diese am besten beurteilen können, welche Kräfte den verschiedenen Werken 
unbedingt verbleiben müssen“, 


4. Weltanschauliche Schulung der Kindergärtnerinnen. 21/43/246. 


Zur weltanschaulichen Schulung der Kindergärtnerinnen hat der Reichs- 
organisationsleiter folgende Anordnung erlassen: 


„Im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei ordne ich an: 


1. Mit der Planung und Durchführung der weltanschaulichen Schulung h 
der Kindergärtnerinnen wird der Reichsschulungsbeauftragte der NSV. 
beauftragt. Er ist mir über das Hauptschulungsamt für die Wahrung 


der weltanschaulichen Linie in der Ausrichtung der Kindergärtnerinnen 
verantwortlich. 


2. Lehrstofl, Lehrpläne und Durchführungsbestimmungen werden von 
meinem Hauptschulungsamt in Zusammenarbeit mit dem Reichs- 
schulungsbeauftragten der NSV. erstellt, unter besonderer Berücksich- ! 
tigung einer gerechten Arbeitsaufteilung der sozialpolitischen und der ® 
pädagogischen Ausrichtung. 


3. Für die pädagogische Ausrichtung (Erziehungslehre und Psychologie) \ ° 
bedient sich der Reichsschulungsbeauftragte der NSV. auf Arbeits- { ; r 
tagungen und Schullehrgängen der Kindergärtnerinnen in der Reichs-, ' 8 
Gau- und Kreisebene geeigneter Fachkräfte“, 

5. „Der Schulungsbrief — Frontausgabe“. 21/43/247. 


Bisher wurden den Ortsgruppen zur Versendung an die Front jeweils eine R 
Anzahl Freiexemplare des „Schulungsbriefes“ zugesandt. Da sich a normale in 
Format des „Schulungsbriefes“ nicht recht für den Feldpostversand eignet und N 
da auch der Inhalt nicht immer auf die Lesewünsche de Frontsoldaten abge- 
stimmt war, hat das Hauptschulungsamt nunmehr eine eigene monatlich < 
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erscheinende Frontausgabe des „Schulungsbriefes“ herausgebracht, die den 
Kreisen und Ortsgruppen kostenlos zugestellt wird. Die Folge ı ist inzwischen 
ausgeliefert worden. 


Mit dieser Frontausgabe hat die Partei ein neues wertvolles Mittel zur - 


Betreuung unserer Kameraden an der Front geschaffen. Es wird erwartet, daß 
sich die Hoheitsträger mit besonderer Sorgfalt und möglichst unter Beifügung 
persönlicher Grüße um die sofortige Weiterleitung der Briefe an die Front 
bemühen. Der begrenzten Auflage wegen ist die Verteilung der Frontausgabe 
an Parteigenossen in der Heimat unzulässig. 


). Versorgung von Jugendlichen mit Bekleidung und Wäsche bei Schul- 


entlassung. 21/43/248. 


Der Reichswirtschaftsminister hat sich damit einverstanden erklärt, daß 
männlichen und weiblichen Jugendlichen, die das ı 5. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, zur Anschaffung von Bekleidung und Wäsche bei Berufs- 
eintritt auf Antrag ein Vorgriffsrecht auf die nächsten 20 noch nicht fälligen 


< 


Punkte ihrer 4. Reichskleiderkarte eingeräumt wird. 


. Verhalten britischer Kriegsgefangener. 21/43/252. 


In den Berichten der Gauleitungen wurde wiederholt auf Schwierigkeiten 
hingewiesen, die insbesondere bei dem Einsatz englischer Kriegsgefangener 
beobachtet worden sind.‘ Auf Anregung der Partei-Kanzlei hat das OKW. die 
Wachmannschaften erneut angewiesen, jedem Versuch der britischen Kriegs- 
gefangenen, sich der Verpflichtung zum vollen Arbeitseinsatz zu entziehen oder 
über den durch das Arbeitsverhältnis bestimmten Rahmen hinaus mit der 
Zivilbevölkerung zu verkehren, sofort mit gebotener Schärfe entgegenzutreten. 
Ferner ist angeordnet worden, daß britische Unteroffiziere, die im ungünstigen 
Sinne auf ihre unterstellten Kriegsgefangenen einwirken, sofort abzulösen sind. 


Darüber hinaus ist es unbedingt erforderlich, die Bevölkerung immer 
wieder über die Geisteshaltung der englischen Kriegsgefangenen aufzuklären. 
Nicht nur, daß die Briten versuchen, durch negative Beeinflussung die Arbeits- 
freudigkeit und die Arbeitsleistung anderer Kriegsgefangener herabzumindern, 
sie wagen sich auch mit ihren Zersetzungsversuchen selbst an die deutschen 
Menschen heran. Die Zivilbevölkerung muß daher fortlaufend angehalten 
werden, den Kriegsgefangenen gegenüber den notwendigen Abstand zu wahren. 
Für diese Aufklärungsarbeit ist die gesamte Parteigenossenschaft zu aktivieren. 
Sie hat darüber zu wachen, daß von allen Volksgenossen die erforderliche 
Zurückhaltung geübt wird. 


. Ehrensold an kinderreiche Mütter, 21/43/254. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz hat an die Reichs- 
treuhänder der Arbeit nachstehenden Erlaß gerichtet: 

„In einem Gau des Großdeutschen Reiches ist den einzelnen Betriebsführern 
nahegelegt worden, die dort arbeitenden Mütter, insbesondere soweit sie 
kinderreich sind, durch einen jährlichen Ehrensold von r00 RM. auszuzeichnen. 
Es sollte nach diesen Empfehlungen den Betriebsführern überlassen bleiben, 
inwieweit und unter welchen Bedingungen sie von einer solchen Möglichkeit 
Gebrauch machen. Da es sich hier um eine Zuwendung handelt, die den Vor- 
schriften über den allgemeinen Lohnstop unterliegt, sind die Betriebsführer an 
den dortigen Reichstreuhänder der Arbeit mit der Bitte herangetreten, zu ent- 
scheiden, ob sie einen solchen Ehrensold auszahlen können. Würde man diesem 
Wunsche entsprechen, so würden wahrscheinlich alle Betriebe, die Rüstungs- 
aufträge zu erledigen haben und über erhebliche Gewinne verfügen, einen 
solchen Ehrensold auszahlen wollen. Dagegen würde es den Betrieben, die 
besonders viele weibliche Arbeitskräfte beschäftigen und keine Rüstungsauf- 
träge zu erfüllen haben, oft nicht möglich sein, einen solchen Ehrensold aus- 
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zuwerfen. Die Folge würde sein, dal das weibliche Gefolgschaftsmitglied, das 
an sich schon in den Rüstungsbetrieben mit einem verhältnismäßig günstigen 
Lohn rechnen kann, noch einen Ehrensold erhält, während das weibliche 
Gefolgschaftsmitglied, das in den weniger begünstigten Gewerbezweigen 
arbeiten muß und dort einen geringeren Lohn bekommt, auch nicht in den 
Genuß eines solchen Ehrensoldes gelangt. 


. Keine Klagebriefe an die Front. 21/43/257. 


Das OKW. hat in den „Mitteilungen für die Truppe‘ nachstehenden‘ 
Hinweis veröffentlicht: 

Es mehren sich die Fälle, in denen Soldatenfrauen bei ihren Männern über 
angebliche Ungerechtigkeiten in der Heimat Klage führen. Folgende beispiel- 
hafte Fälle werden zur Kenntnis gebracht: 


Eine Soldatenfrau beklagt sich in einem Feldpostbrief, daß sie auf ihrem 
zuständigen Wirtschaftsamt. keine Spinnstoffbezugscheine erhalten könne. Ihr 
Mann draußen liest den Brief, geht zu einem Einheitsführer und erhebt dort 
lebhafte Beschwerde; dieser nimmt ohne weiteres ein Verschulden der Heimat- 
behörden an und schreibt an den zuständigen Ortsgruppenleiter einen massiven 
Brief. Die „schikanöse Behandlung“ der Soldatenfrau dürfe keinesfalls geduldet 
werden usw. 


Eine Prüfung des Falles aber ergab, daf die Verfasserin des Klagebriefes 
in Wirklichkeit in den letzten 18 Monaten Bezugscheine erhalten hatte für 


‘8 Bettücher, 6 Kopfkissenbezüge, 6 EN EEN 14 Handtücher und Decken, 


ı Wintermantel und ı Joppe! 


In dem Klagebrief einer anderen Frau Hatte sie ihrem Mann vorgejammert, 
es würden ihr zu wenig Schuhe zugeteilt. In Wirklichkeit hatte sie von Mai 1940 
bis November 1942 Bezugscheine erhalten für: 3 Paar Straßenschuhe I, ı Paar 
Arbeitsschuhe, 2 Paar Hausschuhe und 6 Paar Kinderschuhe für 2 Kinder. 


Dies sind zwei besonders krasse Fälle; leider steht dies nicht vereinzelt da. 
Es gibt manche Frau, die mit sehr geringem Verantwortungsgefühl aus irgend- 
einem momentanen Ares heraus ihrem Mann im Feld die Ohren mit Klagen 
vollhängt. 


Es kann und muß unter allen Umständen unterstellt werden, 
daß die Dienststellen in der Heimat sich die allergrößte Mühe 
geben, im Rahmen des Möglichen zu helfen. Ausnahmen sind wirklich 
sehr selten. Die Heimat bemüht sich, trotz der Mangellage auf manchen Ge- 
bieten, die ja in jedem Kriege zu verzeichnen ist, gerecht und vernünftig die 
Vorräte zu verwalten, zu bewirtschaften und zu helfen, wo Hilfe not tut. 


Wenn eine Frau einen Klagebrief schreibt, so muß sich der Mann, der ja 
seine Frau am besten kennt, überlegen, ob diese nicht immer schon dazu geneigt 
ist, sich leicht zu beschweren und zu behaupten, gerade sie habe überall Schwie- 
rigkeiten. Natürlich müssen Beschwerden nachgeprüft werden. Es genügt aber 
eine höfliche Anfrage bei der betreffenden Stelle; bestimmt wird dann der 
Fall nachgeprüft werden und kommt in Ordnung, wenn er nicht schon längst 
in Ordnung war. Ein grober Brief istdazunicht.nötig. Er bereitet dem Empfänger, 
der sowieso kaum weiß, wie er mit der Arbeit fertig werden soll, nur Ärger, 
verdirbt die Stimmung und nützt niemandem. 


Brief an. einen deutschen Offizier über die Gerüchteverbreiter. 
21/43/255. 

Der nachstehende lesenswerte Brief ist den „Mitteilungen für das Offizier- 
korps‘“ entnommen: 

„Sie haben mich gestern besucht, um sich über verschiedene Beobachtungen 
auszusprechen, die Sie mit Sorge erfüllt hatten. Sie waren vor einigen Tagen 
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in einer Gesellschaft, in der giftige Gerüchte kolportiert wurden, die zweifellos 
aus einem feindlichen Sender stammten. Sie haben an anderer Stelle von 
einem Fall von Korruption gehört. Sie wußten ferner von einem Vorgang, 
der eine glatte Umgehung. der ‚Anordnungen des Generals von Unruh dar- 
stellt, Sie waren schließlich auf der elektrischen Bahn ungewollt Zeuge einer 
Unterhaltung von zwei Zivilisten, die sich eine hanebüchene Äußerung eines 
Grünkramhändlers in dem Vorort D-Dorf erzählten. 
Ni Mit Recht waren Sie über diese Beobachtungen entrüstet. Sie beklagten es, 
[> daß Sie leider nur ein kleiner Hauptmann seien ohne Macht und Namen, und 
u Sie meinten, zehn Arme müsse man haben statt zwei, um überall zuzupacken 
; und durchzugreifen. ; 

Ich möchte die Antwort, die ich Ihnen gestern gegeben habe, noch einmal 
schriftlich festlegen, die Sache ist wichtig genug. 

Ihre Entrüstung teile ich, obwohl es sich zweifellos um Ausnahmeerschei- 
nungen handelt. Aber solche Gefühle bringen uns ja nicht einen Schritt voran, 
vor allem fördern sie nicht die Sache, um die es geht. 


Zunächst muß ich Ihnen in einem entscheidenden Punkt widersprechen. 
f I Weder Sie noch ich sind machtlos. Wer mit den Schulterstücken eines deutschen 
Be Offiziers ausgezeichnet wurde, der verfügt, ob er nun Leutnant ist oder Ge- 
h neral, über einen kleinen Teil der unermeßlichen Autorität, welche der Führer 
& dem deutschen Soldaten und vor allem dem deutschen Offizierkorps in unserem 
! ganzen Volke wiedergegeben hat. Es kommt darauf an, die Autorität zu be- 
Br nutzen. ; 
Br Gesetzt den Fall, Sie hätten Gelegenheit gehabt, die gestern besprochenen 
€ Fälle dem Führer persönlich vorzutragen: was würde er am Schluß Ihres 
AR Berichtes gesagt haben ? Er hätte gesagt: Was haben Sie nun als Offizier getan ? 
a Sie haben doch natürlich gehandelt, nicht wahr? Was ist bereits von Ihnen 
f : veranlaßt worden, um diese Schäden zu beseitigen ? 


ale Diese Fragen müssen wir uns schon selber stellen. Wir sind ja keine sturen 
LA Sklaven, die mechanisch befohlene Verrichtungen ausüben, sondern uns wurde 
Be die Ehre zuteil, in das militärische Führerkorps befördert zu werden, weil 
man uns zutraut, daß wir verantwortungsfähig und verantwortungsfreudig 
handeln und sinnvoll zu gehorchen wissen. 


Was getan werden konnte und getan werden mußte, liegt klar auf 
der Hand. 


Im ersten Fall: Zupacken ! Rücksichtslos zupacken! ‚Was erzählen Sie da? 
Das möchte ich untersuchen, ich darf mir wohl Ihren Namen aufschreiben 
und Sie als Zeuge namhaft machen’. 


Vermutlich wird in diesem Augenblick der Schwätzer kneifen. Was tun? 
Weiter zupacken! Wenn er (oder sie) sich auf eine andere Person beruft als 
Quelle, so wird man sich die Mühe machen müssen,. jene andere Person zu 
stellen ; es kann leicht möglich sein, daß man noch zwei oder drei Stellen weiter- 
gehen muß, bis man endlich die schmutzige und trübe Quelle des Gerüchtes 
entdeckt hat und dem Gauner gegenübersteht, der die feindlichen Sendungen 
abhörte. Den muß man natürlich stellen und ihn anzeigen. Er kann gar nicht 
schnell genug in Gewahrsam gebracht und unschädlich gemacht werden: Wir 
sind es unseren Kameraden draußen, aber auch den vielen anständigen Deut- 
schen in der Heimat schuldig, sie vor Verbrechern zu schützen. 


Sie meinen, das sei aber doch scheußlich ungemütlich? Hoffentlich! An 
der Front ist es noch viel ungemütlicher, wenn der Feind mit dicken Brocken 
N schießt, und trotzdem steht dort jeder seinen Mann. Die Mühe, einen solchen 

3 Fall durchzuexerzieren und auf jeden Fall Hausputz zu halten, bis wieder 
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dem spricht sich so was herum. Das Durchgreifen in einem Falle stopft hundert 
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anderen Schwätzern den Mund! 

Auch im zweiten Fall versteht es sich von selbst, was zu geschehen hat. 
Es gibt kein stickigeres Wort als das Wort Korruption. Vor nichts darf ein 
Deutscher soviel Ekel, gegen nichts muß er eine solche Wut empfinden, als 
wenn irgendwo durch Korruption die ungeheure Anständigkeit unseres Volkes 
getrübt wird. Also muß man Anzeige erstatten. Handelt es sich um einen 
Vorgang im militärischen Bereich, so läuft sie über den Dienstweg, anderen- 
falls wird sie an die zuständige Stelle gerichtet. Natürlich kann das Unannehm- 
lichkeiten bringen und eine lästige Beanspruchung der Zeit. Sollten wir das 
nicht gern in Kauf nehmen um Deutschlands willen ? 


Über den dritten Fall ist erst recht kein Wort zu verlieren. Es ist kein Wunder, 
wenn in einem so großen Organismus nicht an allen Stellen alles hundert- 
prozentig klappt. Aber wo sabotiert wird und ein deutscher Offizier erfährt 
davon, da ist es unmöglich zu schweigen. Der Führer muß sich auf seine Offi- 
ziere so verlassen können, daß er weiß, es wird in seinem Sinne gehandelt, 
wo immer wir stehen und unsere Pflicht tun. 

Auf der Straßenbahn haben Sie es völlig falsch gemacht, als Sie diese Unter- 
haltung ungestört über die Bühne gehen ließen. Bestimmt haben sich die Zivi- 
listen gewundert, daß ein Offizier diese Geschichte mithörte, ohne einzu- 
schreiten. 

Ich weiß schon, was'Sie und mancher andere Kamerad einwenden werden. 
Sie werden sagen, man könne sich schließlich nicht um alles kümmern; viel- 
leicht werden Sie auch einwenden, im vierten Kriegsjahr werde man eben 
etwas müde und sei nicht mehr so bereit wie im ersten, Unannehmlichkeiten 
zu riskieren. 

Aber was sollte wohl aus uns werden, wenn so die Kameraden an der Front 
dächten? Im Gefecht wird von ihnen am tausendsten Tag des Krieges dieselbe 
Frische und Härte verlangt wie am ersten. 

Darum muß es für uns erst recht gelten, daß wir in der Heimat uns in 
jedem Augenblick des Vertrauens erinnern, das Führer und Volk in uns setzen, 
und es zu rechtfertigen suchen durch entschlossenes soldatisches Handeln. 

Wir sind das nicht nur uns selbst und unseren Kameraden draußen, sondern 
unserem braven Volk in der Heimat schuldig. Die Fälle, wo Schaden geschieht, 
sind die Ausnahme, die Pflichttreue ist die Regel in Deutschland. Die Aus- 
nahmen werden immer seltener werden, wenn jeder von uns auf dem Posten ist. 


Reichsbund Deutsche Familie. 22/43/258. 

Mit Anordnung Nr. A 7/43 wurde die Einstellung des Beitragseinzuges 
im Reichsbund Deutsche Familie verfügt. Die Finanzierung des Reichsbundes 
erfolgt künftig auf Grund der Anweisungen des Reichsschatzmeisters der 
NSDAP., dem der Reichsbund Deutsche Familie verwaltungsmäßig und 
finanziell unterstellt ist. L 

In organisatorischer Hinsicht untersteht der Reichsbund Deutsche Familie 
nach wie vor dem Rassenpolitischen Amt der NSDAP., dessen Leiter für die 
Steuerung der fachlichen und politischen Arbeit im Reichsbund. Deutsche 
Familie verantwortlich ist. 


Maßnahmen zur Förderung der Holzabfuhr. 22/43/259 


Um Fuhrunternehmer und bäuerliche Betriebe zu einer Steigerung ihrer 
Holzabfuhrleistungen zu veranlassen, sind in letzter Zeit folgende Maßnahmen 
getroffen worden: 
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1. Der Reichskommissar für die Preisbildung hat eine Musteranordnung 
über Höchstpreise für die Holzabfuhr aufgestellt. Die Preise werden 
von den Preisbildungsstellen je nach den örtlichen Verhältnissen fest- 


le gesetzt. Hierbei wird im Altreich von den Preisen des Forstwirtschafts- 
Ins Jahres 1938/39, in den Alpen- und Donaugauen, im Sudetengau und 

& in den eingegliederten Ostgebieten von den Preisen des Forstwirtschafts- 
Hin Jahres 1939/40 ausgegangen. Von diesen Stoppreisen kann abgegangen 


werden, wenn sie so niedrig sind, daß für die Holzabfuhr Schwierigkeiten 
entstehen würden. R 


2. Das Gefahrenrisiko der Holzabfuhr mit Pferden und Ochsen kann 
nach einer \vom Reichsforstmeister mit einer Pferdeversicherungsanstalt 
getroffenen Vereinbarung zu einem einheitlichen Satz abgedeckt werden. 
Die Prämie beträgt je Pferd und Holzabfuhr 0,50 RM., für Ochsen 
0,30 RM. Die Unfallversicherung beruht auf freiwilliger Grundlage. 


3. Für übernormale Holzabfuhrleistungen hat der Reichsforstmeister 
Prämien ausgesetzt, die über den zuständigen Bürgermeister und den 
Leiter des Holzabfuhrringes ausbezahlt werden. 


13. Zeitungsanzeigen. 22/43/260. 


Von den Gauleitungen wird verschiedentlich berichtet, daß lebenswichtige 
Anzeigen wegen des knappen Raumes im Anzeigenteil der Tagespresse nicht 
aufgenommen werden können, während für die laufende Werbung mancher 
Großfirmen, deren Erzeugnisse z. Z. nicht einmal greifbar sind, immer noch 

. Anzeigenraum zur Verfügung steht. Das Verwaltungsamt des Reichsleiters 
für die Presse hat hierzu wie folgt Stellung genommen : 


„Die Zeitungen werden über den Reichsverband der deutschen Zeitungs- 
verleger bereits mehrfach angewiesen, kriegswichtige Anzeigen, wie amtliche 
Bekanntmachungen, Trauer- und Gefallenenanzeigen und alle Gelegenheits- 
anzeigen, bei denen soziale Gesichtspunkte unbedingt eine Rolle spielen, zu 
bevorzugen. Anzeigen, die von den Lesern erwartet werden, wie beispiels- 
weise Anzeigen über politische oder kulturelle Veranstaltungen, müssen bevor- 
zugt abgedruckt werden. Je nach den Raumverhältnissen sind die Anzeigen 
in den Größen und in der Erscheinungshäufigkeit auf das äußerste zu be- 
schränken. Ferner sind alle Anzeigen zurückzuweisen, die nach Art, Inhalt 
oder Gestaltung im Widerspruch zu den publizistischen Aufgaben stehen, die 
der Presse im Zeichen des totalen Krieges gestellt sind. In Zweifelsfällen ist 
auf die Veröffentlichung zu verzichten. Werbeanzeigen sind nur aufzunehmen, 
soweit keine Rückstände an sonstigen Anzeigen vorliegen. In der Praxis werden 
sich Einsprüche gegen scheinbare Fehldispositionen der Verlage trotzdem 
nicht immer vermeiden lassen, weil jeder Anzeigenaufgeber verständlicher- 
® weise der Meinung ist, daß seine Anzeige die wichtigste sei. Bei dem Suchen 

1 nach der eigenen Anzeige in der Zeitung bieten dann andere, scheinbar bevor- 
zugte und weniger wichtige Anzeigen Stoff für kritische Meinungsäußerungen, 
weil den Anzeigen natürlich nicht anzusehen ist, wie lange sie bereits auf die _ 
Einschaltung gewartet haben. Da die Maximalgröße der Anzeigen auch bei 
den kleineren und mittleren Blättern nochmals halbiert wurde, können große 
Anzeigen künftig überhaupt nicht mehr erscheinen.“ 


14. Der Offizier — ein Vertrauensmann. 22/43/262 


} Nachfolgend wird der Wortlaut des Briefes eines Offiziers wiedergegeben, 
der beispielhaft die Haltung des Offizierkorps den Mannschaften gegenüber 
aufzeigt: 

Wenn einen Soldaten in Kriegszeiten ein Schicksalsschlag in seiner Familie 
trifft, so muß sein erster Gedanke sein: „Ich geh zum Chef, der wird Rat 
wissen.“ Wenn einen unserer Männer persönliche Sorgen drücken, wenn sie 
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nicht aus noch ein wissen und sie kommen dann nicht zu ihren Offizieren, 
so ist der Hauptmann oder der Leutnant nicht in Ordnung. Es muß der größte 
Ehrgeiz jedes Einheitsführers sein, daß er, ganz abgesehen von seinen eigenen 
militärischen Aufgaben, aufdem persönlichen Gebiet der absolute Vertrauens- 
mann seiner Leute ist. 


Es wird in sehr vielen Fällen vielleicht gar nicht möglich sein, dem Ka- 
meraden, welcher'sich an uns wendet, seine Sorgen abzunehmen. Aber wenn 
es daheim schweren Bombenschaden gegeben hat, wenn der Soldat in weiter 
Ferne erfährt, daß seine Frau oder eins der Kinder lebensgefährlich erkrankt 
sind, ohne daß eine Möglichkeit besteht hinzufahren, wenn durch die Schließung 
des Geschäfts wirtschaftliche Sorgen wegen der Gestaltung der Zukunft ihn 
bedrücken, so braucht er eine Aussprache und einen verständigen Menschen, der 
ihn ruhig und mit kameradschaftlichem Interesse anhört. Manche Last, die 
anfangs unerträglich schwer schien, trägt sich leichter, wenn ein aufmunterndes 
Wort oder eine herzliche Anteilnahme ausgesprochen wurden. In manchen ® 
Fällen wird auch der Kompaniechef ohne weiteres raten und helfen können. Der 
Unbeteiligte beurteilt einen komplizierten Fall unbefangener und sieht ihn 
klarer als der, welcher darin verstrickt wurde. 


Es wird sicherlich gar nicht so sehr oft vorkommen, daß wir in Anspruch 
genommen werden. Nur müssen unsere Männer wissen, daß wir ‚auf jeden 
Fall zur Verfügung stehen, daß wir unter allen Umständen uns die Zeit nehmen, 
sie anzuhören und daß eine solche Unterhaltung uns nie lästig wird. 


Wer einmal in der Stunde der Bedrängnis unsere persönliche Hilfe erfahren 
hat, der vergißt uns das nie und lohnt es uns mit besonders treuer Kamerad- 
schaft sein Leben lang. Durch nichts wird die Autorität eines Offiziers mehr 
gestärkt als dadurch, daß seine Einheit weiß: er hat für alle wirklichen Nöte 
ein väterliches Herz. 


15. Einsatz politischer Redner bei der Wehrmacht. 22/43/263 


Der Reichspropagandaleiter der NSDAP. gab den Gauleitern mit fol- 
gendem Rundschreiben Kenntnis von einem gemeinsamen propagandistischen 
Vorhaben der Partei und der Wehrmacht: 


„Vor den Fronttruppen, den rückwärtigen Diensten und der Ersatztruppe 
sollen in allernächster Zeit gute Parteiredner und sonstige Politische Leiter 
im Rahmen einer größeren Aktion als Redner eingesetzt werden. 

Der Leiter der Partei-Kanzlei hat die entsprechenden Vereinbarungen 
mit dem Oberkommando der Wehrmacht bereits im Einvernehmen mit mir 
getroflen. 

Vorbedingung für den Einsatz des einzelnen Redners ist seine Bewährung 0 
und Auszeichnung während dieses Krieges, nach Möglichkeit im Osten und 
während der schweren Winterkämpfe. 
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In Frage kommen Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften des Heeres, R: 
der Luftwaffe und der Kriegsmarine, die politisch und rednerisch geschult # 
sind und sich in ihrer weltanschaulichen Haltung und Führungsebenso wie a 
im Kampf mit der Waffe voll bewährt haben, Der Redner soll als Soldat zu bs 
Soldaten ‚sprechen. ‘ s 1 

Es ist geplant, diese Redner zu einer einheitlichen politischen, propagandi- wo 
stischen und militärischen Ausrichtung aus der Front herauszuziehen und zu 2 
einer mehrtägigen Schulung zusammenzufassen. Die Ausrichtung erfolgt \ a 
gemeinsam durch Partei und Wehrmacht, Der anschließende rednerische u 
Einsatz wird durch die Wehrmacht verfügt.“ a 
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ı5a. Einstellung zu den Kriegsgefangenen aus den Ostvölkern. 22/43/2365 


Das Oberkommando der Wehrmacht führt in den Kriegsgefangenenlagern 
eine systematische Aufklärung und Propaganda unter den sowjetischen Kriegs- 
gefangenen durch, um bei möglichst vielen eine ablehnende Einstellung dem 
Bolschewismus gegenüber zu erreichen und damit ihre Arbeitswilligkeit zu 
steigern. Zur Aufklärung in den Lagern werden besonders ausgewählte und 
ausgebildete Kriegsgefangene eingesetzt. Die abwehrmäßige Überwachung 
ist sichergestellt. Um bei den Betriebsführern und Gefolgschaftsangehörigen 
das notwendige Verständnis für diese Maßnahme zu wecken, wird vom Ge- 
neralbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz im Einvernehmen mit dem 
Oberkommando der Wehrmacht, der Reichspropagandaleitung und der 
Deutschen Arbeitsfront das folgende Merkblatt herausgegeben werden: 


„Merkblatt 


für Betriebsführer, Betriebsobmänner und Unterführer 


in den Betrieben 


Betrifft: Einstellung zu den Kriegsgefangenen aus den Ostvölkern 


Der deutschen Kriegswirtschaft sind in großer Zahl Kriegsgefangene aus 
dem Osten als Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt worden. Es ist selbst- 
verständlich, daß sich unter den 25 Jahre lang von den bolschewistischen 
Machthabern beeinflußten Kriegsgefangenen ein Teil fanatischer, gewohn- 
heits- und berufsmäßiger Helfer des Bolschewismus befinden. Diese Elemente 
sind aber zum weitaus größten Teil bereits ausgesondert und nicht zum Arbeits- 
einsatz gekommen. x 


Die meisten Kriegsgefangenen aus den Ostvölkern zeigen sich für die anti- 
bolschewistische Beeinflussung durchaus aufgeschlossen. Hierzu trägt besonders 
bei, daß ihr persönliches Erleben, ihre Unterbringung, Verpflegung, Behand- 
lung und die Ordnung in Deutschland in krassem Gegensatz zu den ihnen 
laufend und intensiv beigebrachten Behauptungen der bolschewistischen 
Agitation stehen. Diesen Tatsachen muß die Behandlung der Kriegsgefangenen 
in den Betrieben durch entsprechende Einstellung der Betriebsführer und 
Wachmannschaften Rechnung tragen. Die mıt der Arbeitsüberwachung 
betrauten Kräfte müssen daher besonders unterrichtet werden. 


Sinn und Zweck des Arbeitseinsatzes ist es, von den Kriegsgefangenen 
wirkliche Leistungen zu erhalten. Sie müssen das Bewußtsein haben, daß 
die deutsche Einstellung zu ihnen nur dann eine bedingungslos feindliche ist, 
wenn sie selbst eine solche Einstellung durch ihre Haltung, durch mangelnde 
Leistung oder gar durch offene oder versteckte Sabotage heraufbeschwören. 
Dagegen aber müssen sie ebenso die Gewißheit haben, daß jede willige Leistung 
eine gerechte Anerkennung findet. Es ist selbstverständlich, daß wir uns nicht 
würdelos anbiedern. Es ist aber ebenso notwendig, alle Behandlungsmethoden 
auszuschließen und zu unterbinden, die geeignet sind, diese Kriegsgefangenen 
sinnlos zu verbittern und sie zu Trotz und Auflehnung zu veranlassen. 

Betriebsführer, Betriebsobmänner, Unterführer der Betriebe und Wach- 
mannschaften werden daher gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß alle zivilen 
Kräfte, die mit den Kriegsgefangenen der Ostvölker in Berührung kommen, 
ihre Einstellung gegenüber diesen ebenfalls den genannten Grundsätzen und 
Maßstäben anpassen. Oberster Grundsatz bleibt, aus den Kriegsgefangenen 
der Ostvölker soviel an Arbeitsleistung herauszuholen, als nur irgend möglich 
ist. Entscheidend werden immer die zur Anwendung kommenden Methoden 
sein. Der primitive Angehörige der Ostvölker hat ein ausgesprochenes Gefühl 
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‚für Gerechtigkeit. Behandeln wir ihn nach den oben angeführten Grundsätzen, 
so werden wir ganz automatisch seine Leistung steigern und damit erreichen, 
was wir wollen: wertvolle Arbeitskraft für die Erringung des Sieges. 


Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz“ 


Beglaubigung von Zeugnisabschriften. 22/43/274 


Nachstehend wird ein Runderlaß des Reichsministeriums des Innern zur 
Kenntnis gegeben: 


„Vereinfachung der Verwaltung; hier: Beglaubigung 
von Zeugnisabschriften 


RdErl. d. RMdI. v. 2. 2. 1943 II b 3818/42—6130 


ı. Die Polizeibehörden sind in letzter Zeit durch Beglaubigungen von 
Zeugnisabschriften bei Bewerbungen von Kriegsversehrten usw. so stark 
in Anspruch genommen worden, daß sie ın Verbindung mit den durch 
den Krieg bedingten Personaleinschränkungen ihren eigentlichen und 
kriegswichtigen Aufgaben in vollem Umfange nicht mehr nachkommen 
konnten. Ich ordne deshalb an, daß für die Dauer des Krieges bei Be- 
werbungen um Anstellung im Öffentlichen Dienst beglaubigte Zeugnis- 
abschriften allgemein nicht zu fordern sind. Für den Fall, daß die Zeugnis- 
urschriften den Bewerbungsgesuchen nicht beigefügt werden können, 
genügen einfache Zeugnisabschriften. 


2. Diese Zeugnisabschriften können dann später bei erfolgter Einberufung 
oder Einstellung der Bewerber mit dlen Urschriften verglichen werden.“ 


Verbreitung staatsfeindlicher Flugschriften. 22/43/275 


Eine Gauleitung gibt nachstehenden Bericht über den Versuch, staats- 
feindliche Flugschriften auf eine neue Art zu verteilen. Die Hoheitsträger 
werden gebeten, ihr Augenmerk auf die Kontrolle der Zeitschriften zu richten, 
die in Zeitschriftenkästen der Partei gesammelt werden. Die Ortsgruppenleiter 
sind entsprechend anzuweisen. 


Bisher erfolgte die Verbreitung von staatsfeindlichen Flugblättern im 
Gaugebiet durch Postversand an Partei- und Volksgenossen. In letzter Zeit 
wurde eine gefährliche und raffinierte Taktik festgestellt, die offensichtlich 
zum Ziele hat, staatsfeindliche Flugschriften auf dem Weg über die Partei- 
dienststellen an die Fronttruppen zur Weiterleitung zu bringen. 


Eine Ortsgruppe dieses Gaues hat zwei Zeitschriftenkästen aufgestellt, 
in denen gelesene Zeitungen für die Front gesammelt werden und dann durch 
die Ortsgruppe zur Weiterleitung kommen. Seit einigen Wochen wurden nun 
bei Sichtung dieses Materials Zeitschriften erfaßt, in die Flugschriften ein- 
geklebt waren. Fs handelt sich hierbei hauptsächlich um solche Flugblätter, 
die angeblich Außerungen der Front selbst zum Ausdruck bringen — z.B. 
„Frontbrief an die Heimat, Ostfront Februar 1943 — der Soldatenrat einer 
Infanteriedivisfon im Östen“ und das Flugblatt „Soldaten, Volksgenossen — 
Ostfront März 1943 — Soldatenbund Hindenburg.“ 


17. Selbst- und Gemeinschaftshilfe der Bevölkerung zur Behebung von 
Fliegerschäden. 24/43/292 

Auf Veranlassung des Reichswirtschaftsministers hat der Oberbürger- 

meister der Reichshauptstadt ein Merkblatt folgenden Textes herausgegeben: 
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Behebung der Fliegerschäden 


Selbsthilfe, Hausgemeinschaftshilfe und Nachbarhilfe haben sich in allen 
luftgefährdeten Gebieten als ein besonders geeignetes Mittel zur schnelleren 
Beseitigung der Schäden bewährt. Der Umfang des Fliegerschadens in der 
Reıchshauptstadt an Fenstern und Dächern macht den Einsatz dieser Selbst- 
und Gemeinschaftshilfe erforderlich. Um die Facharbeiter von den notwendigen | 
Nebenarbeiten zu entlasten, werden für die Durchführung dieser Nebenarbeiten 
im Wege der Selbst- und Gemeinschaftshilfe folgende Richtlinien bekannt- 
gegeben: 


A. Glaserarbeiten 

ı. Sämtliche Fensterflügel mit zerbrochenen Scheiben sind — soweit 
irgend möglich — dürch die Hausgemeinschaft auszuhängen, und zwar 
aus: a) Schlafzimmern, b) Wohnräumen, soweit sie als dauernder Auf- 
enthaltsort und Notunterkunft für Einquartierungen dienen; c) Küchen-, 
Herrenzimmer-, Musikzimmer-, Toiletten-, Treppenhausfenster usw. 
können erst verglast werden, sobald die Schäden zu a) und b) im ge- 
samten Stadtgebiet behoben sind. 


2. Ausgehängte Flügel deutlich lesbar kennzeichnen mit Bleistift (kein 
Kopierstift), und zwar: a) Vor- und Zuname sowie Wohnungsbezeich- 
nung, b) Bezeichnung des Zimmers. 


a. Scheibenreste vorsichtig entfernen, Glasscherben sammeln und zur 
Abfuhr an der Bordschwelle des Bürgersteiges bereit halten. 


4. Kittreste an den Fensterrahmen vorsichtig mit Hammer, stumpfem 
Messer, Meißel, Schraubenzieher usw. entfernen. Holzwerk nıcht be- 
schädigen, sonst kann u. U. nicht verglast werden. Ordnungsgemäß 
gesäuberte Fenster werden zuerst verglast. 


5. In jedem Hause Arbeitsplatz für Glaser einrichten (Lagerraum, heller 
Keller, Garage, größeres Zimmer oder Küche, Schuppen, überdachter 
Hofplatz usw.). Ein bis zwei Tische, ein bis zwei Hocker bereitstellen. 


6. Termin für die Verglasung bei den im Bezirk eingesetzten Glasern oder 
dem Arbeitsgemeinschaftsleiter des Glaserhandwerks erfragen. 


7. Vorbereitete Fensterflügel mit Kennzeichnung nach Aufforderung zu 
dem Arbeitsplatz im Hause bringen und wohnungsweise zusammen- 
. stellen. 
8. Den Glasern Arbeitsplatz anweisen und Hilfe für Handreichungen 
durch Hausgemeinschaft stellen. 
9. Nach Verglasen Fensterflügel sofort abholen. Vorsicht beim Einhängen! 


B. Dachdeckerarbeiten 
1. Aufräumen des Dachbodens. Ganze Dachziegel/schiefer usw. sorgfältig 

auf Dachboden stapeln (nicht werfen!). 

Alle von innen ohne Gefahr erreichbaren losen Dachziegel nach innen 

nehmen und eleichfalls stapeln. 

. Nichts vom Dach werfen! 

4. Dachziegel notdürftig einhängen, soweit ohne Gefahr möglich. Beim 
Biberschwanzdach (Flachziegel) vor Einhängen Mörtel vorsichtig be- 
seitigen. Fehlende Ziegel werden vom Dachdecker ersetzt. Von fremden 
Häusern keine. Dachziegel wegnehmen. 3 

5. Zum Transport neuer Dachmaterialien auf Dachboden wird Haus- 
gemeinschaft zur Mithilfe notfalls aufgerufen. 


m 


2) 
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ı8. Befreiung der Beschädigten von der Entrichtung des Arzneikosten- h 
anteils und der Krankenscheingebühr. 24/43/293 2 


Der Reichsarbeitsminister hat auf Grund des $ 1822 Abs. 2 und des $ 187b 


/ Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung mit Wirkung vom 1. April 1943 be- 3 
stimmt: } P 
2 
Wenn Versicherte an einer Krankheit leiden, für die sie nach den Vor- “ 
’ schriften des RVG., des Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsgesetzes, der “ 


Reichsarbeitsdienstversorgungsgesetze oder eines Gesetzes (Verordnung), das 


eines dieser Gesetze für anwendbar erklärt, Versorgung oder Fürsorge und HN 
Versorgung erhalten, so sind sie von der Verpflichtung, für den Krankenschein- ®, 
und die Arzneiverordnung eine Gebühr zu entrichten, bis auf weiteres befreit, ai 
soweit sie Leistungen der Krankenversicherung wegen des Versorgungsleidens Va 

in Anspruch nehmen. ® 

* 
19. Ehrenband für Kriegshinterbliebene. 24/43/294 ® = 
Auf verschiedene Anfragen von Gauleitungen wird mitgeteilt, daß die 2 
Einführung eines einheitlichen Trauerflors oder Ehrenbandes für Kriegs- e‘ 
hinterbliebene nicht vorgesehen ist. Es muß Hinterbliebenen Gefallener selbst a 
überlassen bleiben, wie sie ihre Trauer zum Ausdruck bringen wollen. 3 

20. Vorläufige Sprachregelung über Begriffe des Ostens. 24/43/295 = 


Baltendeutsche: 


Der Ausdruck „Baltendeutsche“ ist nicht mehr zu verwenden., Es ist nur 
von „Deutschen“ zu sprechen, und nur bei historischen Erörterungen sind 
Formulierungen wie „Deutsche in Livland“ usw. zu wählen. 


Tataren: 


Die Bezeichnung „Tatar“ enthält für die Tataren selbst keine Abwertung, 
so daß keine Bedenken mehr gegen die Beibehaltung des Ausdruckes „Krim- 
Tataren“ für die tatarische Bevölkerung der Krim bestehen. Die Bezeichnungen 
„lataren“ oder „Wolga-Tataren“, „Baschkiren“ usw. und die Namen der 
einzelnen finnischen Völker an der Wolga bleiben als solche bestehen, fallen 
aber sämtlich unter den Sammelbegriff „Idel (Wolga-) Uraler“. Für die „Aser- 
beidschan-Tataren“ ist die Bezeichnung „Aserbeidschaner“ zu verwenden. 


21. Absage von Parteiversammlungen. 24/43/299 


In letzter Zeit sind einige angekündigte Parteiversammlungen entweder am 
Vortage oder am Tage der Versammlung in der Presse abgesagt worden. 
Nachforschungen ergaben, daß die entsprechenden Notizen infolge fingierter 
Anrufe veröffentlicht wurden. Die Anrufer handelten angeblich im Auftrage 
der Kreisleitung. Als Begründung ‘wurde in solchen Fällen angegeben, der 
Redner sei erkrankt oder die Versammlung werde verlegt. 

Die Reichspressestelle hat sämtliche Schriftleitungen daran erinnert, bei ) 
unbestätigten Anrufen nicht gleich Veröffentlichungen vorzunehmen, sondern 
erst noch einmal bei der betreffenden Parteidienststelle anzufragen. 


Den Parteidienststellen wird empfohlen, solchen Zwischenfällen durch 


entsprechende Vereinbarungen mit den örtlichen Schriftleitungen vorzubeugen. 
“er a 
22. Werbung von Freiwilligen für die Waffen-44 unter den im Reich be- q 
findlichen Arbeitskräften aus den germanischen Nachbarvölkern. Br 
24/43/302 kr 
Die vom Führer genehmigte Aufstellung eines germanischen Korps macht ® 
die Werbung von 12000 Angehörigen der germanischen Nachbarvölker not- y 
wendig. Auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Chef des 44-Haupt- 1. 
amtes, „Germanische Leitstelle“, dem Generalbeauftragten für den Arbeits- (hr 
einsatz und dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition werden 6000 Ar- z 
- 
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beiter, die sich im Reich im Arbeitseinsatz befinden, für die Waffen-44 ohne 
Ersatzstellung und 6000 Angehörige der Organisation Todt gegen Ersatz- 
stellung freigegeben. Die Werbung der Germanischen Leitstelle wird durch 
das Reichspropagandaministerium und die Deutsche Arbeitsfront in Lager- 
appellen, durch Rundfunksendungen usw. unterstützt. Von Appellen innerhalb: 
der Betriebe wird abgesehen. 


Politisch-weltanschauliche Ausrichtung der Gefolgschaftsmitslieder: 


der Wehrmacht außerhalb der Reichsgrenzen. Reichsverfügungsblatt 
Ausgabe A — Folge 22/43 v. 19.3.1943 


Für die außerdienstliche politisch-weltanschauliche Ausrichtung und Be- 
treuung der außerhalb der Reichsgrenzen eingesetzten Gefolgschaftsmitglieder 
der Wehrmacht ist der zuständige Landesgruppenleiter der AO. bzw. der 
Leiter des Arbeitsbereichs der NSDAP. verantwortlich. Die Aufgaben der 
DAF. und der Reichsfrauenführerin sind jeweils im Einvernehmen mit den 
zuständigen Hoheitsträgern durchzuführen. In den Arbeitsbereichen General- 
gouvernement und Osten werden die sachlichen Aufgaben der DAF. von den 
Hauptarbeitsgebieten „Arbeits- und Sozialpolitik“ in den Leitungen der Arbeits- 
bereiche wahrgenommen. Der Sonderauftrag der Reichsfrauenführerin hin- 


sichtlich der Sonderbetreuung der weiblichen Gefolgschaftsmitglieder der 
Wehrmacht bleibt bestehen. 


Im Einvernehmen mit mir hat das OKW. die abschriftlich nachstehende 
Verfügung herausgegeben. 


Führerhauptquartier, den 14. März 1943 


gez. M. Bormann 


Abschrift 
Oberkommando der Wehrmacht Berlin, den r. März 1943 


Betrifft: Politisch-weltanschauliche Ausrichtung der Gefolgschaftsmitglieder 
der Wehrmacht außerhalb der Reichsgrenzen 


Die in den Gebieten außerhalb der Reichsgrenzen eingesetzten Gefolg- 


schaftsmitglieder der Wehrmacht unterstehen, wie die im Reichsgebiet tätigen 
Gefolgschaftsmitglieder, hinsichtlich ihrer außendienstlichen politisch-welt- 


anschaulichen Ausrichtung und Betreuung dem zuständigen Hoheitsträger 
der NSDAP. 


In Frankreich sowie in den Ländern der uns befreundeten Nationen über- 
nimmt die politisch-weltanschauliche Ausrichtung und Betreuung der Landes- 


gruppenleiter der Auslandsorganisation der NSDAP.; in allen übrigen Ge- : 


bieten der zuständige Arbeitsbereichsleiter der NSDAP. \ 

Die betriebsgebundenen Aufgaben der DAF.,, die durch das Abkommen 
zwischen dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und dem Leiter 
der Deutschen Arbeitsfront vom 29. Mai 1940 und den dazu erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen der Wehrmachtteile geregelt sind, werden dadurch 
nicht berührt. . 

Gleichfalls bleibt der Sonderauftrag der Reichsfrauenführerin in Hinsicht 
auf die Sonderbetreuung der weiblichen Gefolgschaftsmitglieder der Wehrmacht 
(Wohnheime usw.) bestehen. ’ } 

Die Aufgaben der DAF. und der Reichsfrauenführerin werden jeweils 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Landesgruppenleiter der AO. bzw. 
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Leiter des Arbeitsbereichs der NSDAP. durchgeführt. In den Arbeitsbereichen 
Generalgouvernement und Osten werden die sachlichen Aufgaben der DAF, 
von den Hauptarbeitsgebieten Arbeits- und Sozialpolitik in den Leitungen 
der Arbeitsbereiche wahrgenommen. Die in arbeitsrechtlichem Dienstver- 
hältnis stehenden Gefolgschaftsmitelieder der Wehrmacht sind von den jeweils 
verantwortlichen militärischen Vorgesetzten im Rahmen der zur Verfügung 
en Zeit und unter Wahrung der dienstlichen Interessen zur Verfügung 
zu stellen. 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
I. A. 


gez. Reinecke 


Merksätze der NSDAP. für den Parteigenossen im Kriege, 25/43/305 


Auf Vorschlag der Reichspropagandaleitung und im Einvernehmen mit 
‘der Dienststelle des Reichsleiters Rosenberg und dem Hauptschulungsamt 
werden folgende Merksätze bekanntgegeben : 


„Merksätze der NSDAP. für den Parteigenossen im Kriege! 
Parteigenosse! 


Beweise dem Führer deine Treue durch die Tat. Im Kampf und 
im Schaffen sei mutig, zäh, selbstlos und verschwiegen! 


Mit festem Glauben, entschlossenem Willen und frohem Mut 


bist du in schweren Stunden dieser großen Zeit allen ein Vorbild 
und manchen Halt und Stütze. 


Warte nicht immer erst auf große Gelegenheiten oder aut Befehle; 


"überall stellt dir der Alltag Aufgaben. Pack an und hilf mit. In deiner 


Leistung laß dich von niemandem übertreffen. 


Sei einfach in der Lebensführung und vergiß nie, daß eine Idee 
nur durch die Menschen besteht, die sie vorleben. Denke stets an 
unsere sozialistische Forderung: Gemeinnutz vor Eigennutz. 


Gerüchten und Schwätzereien tritt mannhaft und energisch ent- 


Segen. An deiner Haltung müssen diese Kampfmittel des Gegners 
scheitern. 5 h 


Mit der Kritik fange bei dir selber an. Das Recht zur Kritik erwirb 
man durch eigene vorbildliche Leistung. ; 


In der Heimat kämpft die Frau genau so wie der Mann. Achte 
die arbeitende Frau, ehre die Mutter der Kinder und hilf der Jugend, 
den Trägern der Zukunft. 


Wahre deutsche Ehre und Art als höchstes Gut. Achte überall 
auf saubere Haltung der Fremdvölkischen und auf Abstand zu den 
Kriegsgefangenen. 


Den Opfern des Krieges erweise deine Achtung durch die Tat 
und nicht allein durch das Wort. Nimm dich ihrer taktvoll und hilfs- 
bereit an. 


Hasse jeden Feind deines Volkes mit der ganzen T.eidenschaft 
deines Wesens; unterschätze ihn nicht, damit du ihm überlegen 
bleibst. 


Wir kämpfen um eine gerechte sozialistische Ordnung, um Frei- 


heit und Brot. Das ist der heilige Schicksalskampf unseres Volkes 
für die kommenden Jahre. 
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Wo du stehst, da muß die Gemeinschaft vom Widerstandswillen 
und Angriffsgeist Setragen sein. 


Immer und überäll diene dem Sieg!,, 


Die Gauleitungen werden gebeten, diese Merksätze bis zum letzten Partei- 
genossen zu verbreiten und dafür zu sorgen, daß sie zum Gedankengut jedes 
Nationalsozialisten werden. Die Reichspropagandaleitung und das Haupt- 
schulungsamt geben noch geeignete Vorschläge zur Verbreitung der Merk- 
sätze heraus. 


25. Betreuung von Lazarettangehörigen. 25/43/306 


Die Gauleitung Sudetenland berichtet über die Verwundetenbetreuung 
eines Kreises, die sich außerordentlich gut ausgewirkt hat. 

Die im Lazarett der Kreisstadt befindlichen transportfähigen Verwundeten 
werden in den Sonntagmorgenstunden gemeindeweise von den Bauern mit 
Fahrzeugen abgeholt. Sie sind am Vormittag und über Mittag Gäste der 
einzelnen Bauern. Nachmittags wird ein Dorfgemeinschaftsnachmittag be- 
gangen, und nach dem gemeinsamen Abendessen werden die Verwundeten 
wieder in die Lazarette zurückgebracht. 

Diese vorbildliche Maßnahme wird zur Nachahmung empfohlen. 


26. Gerücht über Beschlagnahme der Sparguthaben. 25/43/309 


Auf Anregung der RPL. und des RPM. wird nachfolgender Auszug aus der 
„Propaganda-Parole“ bekanntgegeben: 

„In verschiedenen Gauen taucht immer wieder das Gerücht auf, daß eine 
Beschlagnahme der Sparguthaben beabsichtigt sei. Dieses Gerücht, das offenbar 
von der feindlichen Propaganda verbreitet wird, entbehrt jeder Grundlage. 
Es wird vielmehr größter Wert auf die weitere Aufrechterhaltung völliger 
Freizügigkeit im Sparwesen gelegt. Es ist jedoch nicht zweckmäßig, das Gerücht 
durch amtliche Erklärungen oder Pressenotizen zu dementieren, weil zu be- 
fürchten ist, daß hierdurch erst die allgemeine Aufmerksamkeit und evtl. 
in weiterem Kreise Mißtrauen erweckt wird. Dagegen kann dem Gerücht 
in der Mundpropaganda beiläufig und ironisierend entgegengetreten werden.“ 


27. Neugliederung des Bundes Deutscher Mädel in der Hitler-Jugend. 

25/43/312 

Durch eine Anordnung des Reichsjugendführers vom 14. 4. 1943 ist die 
altersmäßige Unterteilung des Bundes Deutscher Mädel an die der männlichen 
Hitler-Jugend angeglichen worden. In Zukunft umfaßt daher das BDM-Werk 
„Glaube und Schönheit“ nicht mehr die 17- bis 21jährigen, sondern nur noch 
die 18- bis 2ıjährigen Mädel. | 

Die Anordnung des Reichsjugendführers hät folgenden Wortlaut: 


Im Bund Deutscher Mädel werden die Mädel vom ı0. bis zum vollendeten 
21. Lebensjahr erfaßt. 


‘In Angleichung an die Unterteilung der Hitler-Jugend gliedert sich der 
BDM. künftig wie folgt: 
10—14 Jahre Jungmädelbund, 
14—18 ,, Mädelbund, 
1ı8—21 „. BDM.-Werk „Glaube und Schönheit“. 


Die für dieses Jahr vorgesehenen Überführungen der r7jährigen Mädel 
vom Mädelbund in das BDM.-Werk „Glaube und Schönheit“ entfällt. 

Der Dienst der ı7jährigen im Mädelbund wird nach den Richtlinien des 
BDM.-Werkes „Glaube und Schönheit“ wie bisher durchgeführt. 


Nähere Anweisungen erfolgen. 
gez. Axmann 
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28. Einführung einer Rotlauf-Impfsarantie. 25/43/313 


t Auf Wunsch und im Einvernehmen mit dem Reichsministerium des Innern 
und der Reichstierärztekammer überriehmen die in der „Vereinigung Deutscher 
Rotlaufimpfstoff-Werke e. V.“ (V.D.R. W.) zusammengeschlossenen Serum- 
werke mit Wirkung vom 22. März d. J. eine Garantie für alle mit Rotlauf- 
serum und -kultur schutzgeimpften Schweine. Die entsprechenden Vordrucke 
gehen den Tierärzten durch die genannten Werke zu. Mit Zustimmung des 
Reichskommissars für die Preisbildung erheben die Serumwerke zur Bildung 
eines Entschädigungsfonds pro Liter Rotlaufserum einen Zuschlag von 
10,30 RM., gleichgültig, ob das Serum zur Schutz- oder Heilimpfung an- 
gefordert wird. Die Weiterberechnung des Garantiezuschlages an den Besitzer 
erfolgt durch die Rotlaufimpfgebühr, die durch die Reichstierärztekammer 
nach Zustimmung des Reichskommissars für die Preisbildung mit 0,15 RM. 
pro Schwein festgesetzt wurde. Mit der Einführung dieser Impfgarantie ist 
einem immer wieder geäußerten Wunsche der Tierbesitzer und Tierärzte 
entsprochen worden. Man erwartet, daß dieses Garantieverfahren das Interesse 
an der Rotlaufschutzimpfung stärken und damit zu einem Teil an der Förderung 
der deutschen Schweinezucht und -haltung beitragen wird. 


29. Bücherspenden in den öffentlichen Sammelkästen der NSDAP. 
25/43/314 
Die Anregung, in den größeren Orten öffentliche Sammelkästen für Zei- 
tungen und Zeitschriften aufzustellen, ist erfreulicherweise von vielen Kreisen 
und Ortsgruppen aufgegriffen und verwirklicht worden. 


In den Kästen sind zuweilen auch Bücher kitschigen, judenfreundlichen 
oder sonst untragbaren Inhalts zu finden. Da der inhaltliche Wert oder die 
‘Tendenz von Büchern vom Laien nicht ohne weiteres zu erkennen ist, besteht 
die Gefahr, daß unerwünschtes oder gar zersetzendes Schrifttum in die La- 
zarette oder an die Front gelangt. 


Alle auf diese Weise gespendeten Bücher sind daher dem Standortführer 
zu übergeben, der sie nach Durchsicht und Prüfung der, „Büchersammlung 
der NSDAP. für die Wehrmacht“ zur Verfügung stellt. 


30. Judenfrage. 25/43/318 \ 


Auf Anregung der Reichspropagandaleitung und des Reichspropaganda- 
ministeriums wird nachfolgender Auszug aus der Propagandaparole bekannt- 
gegeben: | 

„Die Judenfrage ist in unserer Propaganda im Verlaufe des Kriegsgeschehens 
immer weiter in den Hintergrund gedrängt worden. Diese Entwicklung: ist 
falsch und gefährlich. Die Judenfrage muß vielmehr für die Inlands- und 
Auslandspropaganda weiterhin der Kernpunkt unserer gesamten politischen 
Haltung: sein. Die Juden haben diesen Krieg angezettelt, weil er für sie die 
letzte Möglichkeit bedeutet, ihre Macht zu erhalten und ihre politischen und 
weltanschaulichen Gegner niederzuknüppeln. Sie sind die Einzigen, die für 
diesen Krieg keine Blutopfer geben und für diesen Krieg keine Arbeitsleistung 
vollbringen, sondern nur an ihm verdienen. In Deutschland ist die Judenfrage 
gelöst, Das bedeutet nicht, daß man sie nun nicht mehr zu behandeln braucht. 
Es ist unmöglich, über den Krieg zu sprechen, ohne gleichzeitig die Juden- 
frage anzuschneiden. Die Juden sind schuld an diesem Krieg. Damit sind 
sie auch schuld an allem, was dieser Krieg an Not, Trauer, Unbequemlichkeit, 
Entbehrungen, Lasten und Mühen für das deutsche Volk mit sich bringt. 
Schon sind in ganz Europa antisemitische Bewegungen entstanden, die in den 
einzelnen Ländern bereits eine Judengesetzgebung herbeiführen könnten. 
Schon regt sich auch in den Feindländern das Volk. Mehr und mehr kommt 
es zu der Erkenntnis, daß die Juden an seinem Elend schuld sind. 
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Reichsminister Dr. Goebbels hat in seinem Aufsatz, der am g. Mai im 
Reich erschienen ist, das Thema ‚Die Juden und der Krieg“ behandelt. Wir 
müssen uns immer die Erkenntnis vor Augen halten, daß 'am,Ende dieses 
Krieges eine antijüdische Weltrevolution stehen muß, die den Einfluß des 
‚Judentums in der ganzen Welt vernichtet und damit einen dauerhaften‘ Frieden 
‚ermöglicht.‘ ) i ER 
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Bekanntgabe OA 1/43 


Betrifft: Uniformbezugscheinwesen 


Meine Bekanntgabe —  Betr.: Uniformbezugscheinwesen, Verordnungsblatt 
Folge 5-7/1942, Seite 24 — wird im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei- und 
Finanzverwaltung. wie folgt geändert: 

Die Ausstellung der Bezugscheine für die Politischen Leiter der Distriktstandorte 
und Standorte erfolgt künftig nicht mehr durch die Kassenleiter der Distriktstandorte, 
sondern durch den Leiter der Partei- und Finanzverwaltung. } 

Die Anträge sind auf dem Dienstwege an das Organisationsamt des Arbeits- 
bereiches einzureichen. 

Antragsformulare sind bei den Organisationsleitern der Distriktstandorte an- 
zufordern. 

Ich weise darauf hin, daß es notwendig ist, daß sich der betreffende Politische 
Leiter vor Antragstellung bei der von der Reichszeugmeisterei zugelassenen Ver- 
kaufsstelle vergewissert, ob diese auch in der Lage ist, die benötigten Uniformteile 
liefern zu können. 


Bekanntgabe OA 2/43 


Betrifft: Aufstellung der durch die Reichszeugmeisterei zu- 
sSelassenen Firmen 


Damit den Politischen Leitern, Gliederungsangehörigen und Parteigenossen die 
Möglichkeit gegeben ist, sich bei vorhandenem Bedarf von parteiamtlicher Bekleidung 
und Ausrüstung an das jeweils nächste Geschäft zu wenden, wird nachstehend das 
Verzeichnis der durch die Reichszeugmeisterei im Generalgouvernement zur Her- 
stellung und zum Verkauf parteiamtlicher Bekleidung und Ausrüstung zugelassenen 
Firmen bekanntgegeben. 


Zum Verkauf parteiamtlicher Bekleidung und Ausrüstung zugelassene 
Firmen: 


Fa. Kornelia Stuber, Neu-Sandez, Hauptstr. 12 

„ Modehaus Hamhurg, Inh. Jul. v. Schramm, Deutsch-Przemysl, Platz 
der Wehrmacht 

„ Adolf Mathis, Tomaszow, Großdeutscher Ring 20 

„ Paul Kuster, Warschau, Krakauer Str. 42 

„ Karl Marek, Krakau, Adolf-Hitler-Platz ı2 

„» Karl Brosch, Lemberg, Opernstr. 7 

„ Arthur Schindler, Radon, Reichsstr. 40 

„ Günther Laxy, Tschenstochau, Marienallee 35 

„ Zdislaus Robel, Sanok, Adolf-Hitler-Str. 22 

„ L. Plihal, Warschau, Marschallstr. 115 
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Zur Herstellung parteiamtlicher Bekleidung zugelassene Firmen: 
Fa. Karl Marek, Krakau, Adolf-Hitler-Platz ı2 
» Paul Kuster, Warschau, Krakauer Str. 42 
» ‘Karl Brosch, Lemberg, Opernsir. 7 
» Gustav Bluhm, Warschau, Dorfstr, 12/3 


Zur Herstellung und zum Verkauf parteiamtlicher Bekleidung und 
Ausrüstung zugelassene Firmen: a 


Fa. Paul Kuster, Warschau, Krakauer Sir. 42 
» Karl Marek, Krakau, Adolf-Hitler-Platz ı2 
„» Karl Brosch, Lemberg, Opernstr. 7 


1 


Bekanntgabe OA 3/43 


Betrifft: Anträge auf Überlassung von Uniformen, Ausstellung 
von Uniformbezugscheinen und Freigabescheinen für 
Schaftstiefel 


Immer wieder werden von Männern Anträge auf Überlassung von Uniformen, 
Ausstellung von Uniformbezugscheinen und Freigabescheinen für Schaftstiefel ein- 
gereicht, obwohl diese nicht im Besitze eines Politischen Leiter-Ausweises oder eines 
vorläufigen Ausweises für Politische Leiter sind, ‚also nicht die Berechtigung zum 

Tragen der Politischen Leiter-Uniform haben. : 
Ich weise mit aller Deutlichkeit darauf hin, daß Anträge von Männern, die nicht 
die Berechtigung zum Tragen der Politischen Leiter-Uniform haben, auch nicht 
„ausnahmsweise“ berücksichtigt werden können. y 

Die Ausstellung eines vorläufigen Ausweises für Politische Leiter ist in großzügiger 
Weise erleichtert. Ich verweise dieserhalb auf die Rundschreiben des Personalamts- 
leiters des Arbeitsbereiches Pers. 4 bis 7/43. Die geforderten Personalunterlagen für 
die Erlangung eines vorläufigen Ausweises für Politische Leiter können ohne jede 
Schwierigkeit in längstens 20 Minuten erstellt werden. } 

Ich bitte die Standortführer, die Politischen Leiter im Standort einer Überprüfung 
auf Vorhandensein der Ausweise zu unterziehen und die Infragekommenden zu 
veranlassen, umgehend ihre Personalunterlagen (Stammbuch und Tätigkeitsliste) 
auszufüllen. Diese Personalunterlagen sind unter Beifügung von 3 Lichtbildern mit 
den entsprechenden Anträgen auf Ausstellung eines vorläufigen ÄAusweises für Poli- 
tische Leiter dem Personalamt des zuständigen Distriktstandortes einzureichen, 
welches dann unverzüglich die Ausweise ausstellen’ wird. 


Bekanntgabe OA 4/43 


Betrifft: StatistischeErhebungen, Organisationskarten, Stellen- 
pläne und sonstige graphische Darstellungen 


Durch das Rundschreiben Sta. 21/42 vom 24. 9. 1942 — an die Hauptarbeits- 
ebıete und Arbeitsgebiete des Arbeitsbereiches und die Distriktstandorte gerichtet — 
Bat der Leiter des Stabsamtes auf die Notwendigkeit einer siraffen Lenkung aller 
organisatorıschen Maßnahmen durch das Organisationsamt des Arbeitsbereiches 
hingewiesen. 


©z 5/$S. 20 SREERNFINENGE 


Zur Vermeidung von Doppelarbeiten und damit unnötigen Belastungen der Partei- 
und auch Staatsdienststellen ist von allen Parteidienststellen im Generalgouvernement . 
N künftig zu beachten: 
1. Alle statistischen Erhebungen und Feststellungen, die für die Parteiarbeit 
im Generalgouvernement organisatorisch und politisch notwendig sind, werden 
nur von dem Örganisationsamt des Arbeitsbereiches durchgeführt. 


2. Für die Beschaffung von Kartenmaterial, Erstellung von Organisationskarten, 
Stellenplänen und aller sonstigen erforderlichen zeichnerischen und graphischen 
Darstellungen ist das Organisationsamt des Arbeitsbereiches zuständig. Die 
finanzielle Frage wird hierdurch nicht berührt. 


3. Das Organisationsamt des Arbeitsbereiches ist die allein zuständige Stelle im 
‘Arbeitsbereich Generalgouvernement, welche zur Erlangung oder Erstellung 
von Kartenmaterial, Gemeindeverzeichnissen, Einwohnerzahlen und aller 
sonstigen Organisationsunterlagen mit den Dienststellen der Regierung des 
Generalgouvernements in. Verbindung tritt. Es nimmt auch die sämtlich sich 

% hieraus ergebenden Aufgaben wahr. Alle 'Parteidienststellen haben sich bei 
irgendwelchen Wünschen vorstehender Art an’ das ÖOrganisationsamt des 
Arbeitsbereiches zu wenden. 


4. Sämtliche Organisationskarten, Stellenpläne und sonstige zeichnerischen und 
graphischen Darstellungen, die die Partei und ihre Organisation im General- 
gouvernement betreffen, gelten nur dann als parteiamtlich, wenn sie von dem 
Organisationsamt des Arbeitsbereiches herausgegeben oder genehmigt sind 
und einen entsprechenden Vermerk tragen. 

Hiervon ausgenommen sind jedoch: 

a) die Stellenpläne der zugelassenen Gliederungen — SA., 44, NSKK. — 
sowie der Hitler-Jugend, 

b) Organisationskarten, die in den Standorten erstellt werden, sich mit 
der Organisation innerhalb des Standortes befassen und nur für den 
parteiinternen Verkehr innerhalb des Standortes Bedeutung haben. 

5. Alle in Zukunft erscheinenden Unterlagen, die entgegen den vorstehenden 


Richtlinien erstellt und herausgegeben werden, haben keine Gültigkeit und 
werden eingezogen. 


a), 


II 


Bekanntgabe OA 5/43 
Betrifft: Verlust von Dienstsiegeln 


Der Verlust eines Dienstsiegels ist unverzüglich auf dem Dienstwege dem Organi- 
sationsamt des Arbeitsbereiches zu melden. In dem nächsten Verordnungsblatt 
wird dann die Ungültigerklärung dieses Dienstsiegels erfolgen. j 
) In der Meldung ist die genaue Beschriftung des Dienstsiegels anzugeben oder 
dieser ein Abdruck von dem Dienstsiegel beizufügen. 
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R Bekanntgabe OA 6/43 

E \ Betrifft: Ungültigerklärung eines Dienstsiegels des Standortes 
$ Polesie, Distrikt Radom 

x Das Dienstsiegel des Standortes Polesie mit der Beschriftung: 

x obere Hälfte: NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouvernement, 

% Mitte: Standort Polesie, 

ir 
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untere Hälfte: Standortführer 
‚ist bei einem Überfall entwendet worden. 


Das Dienstsiegel wird für ungültig erklärt. 


Der Standort Polesie erhält ein neues Dienstsiegel, das in der Beschriftung auf- 
fallend von dem entwendeten Dienstsiegel abweicht. 


Diese Gelegenheit möchte ich benutzen, aile Dienststellen der NSDAP. auf die 
sorgfältige und sichere Aufbewahrung der Dienstsiegel und der sonstigen wichtigen 
Unterlagen hinzuweisen. 


Wenn schon allgemein der Aufbewahrung der Dienstsiegel eine gewisse Auf- 


merksamkeit zu widmen ist, so kann im Kriege und besonders im Generalgouver- 
nement dieser Frage nicht genügend Beachtung geschenkt werden. 


Bekanntgabe OA 7/43 
Betrifft: NSKK.-Dienst 


In der nächsten Politischen Leiter-Besprechung oder Mitgliederversammlung 
ist darauf hinzuweisen, daß alle NSKK.-Führer und - Männer, die sich voraussichtlich 
länger als einen Monat im Generalgouvernement aufhalten, die Pflicht haben, sich 
beim Aufbaustab des NSKK. im Generalgouvernement 

NSKK.-Motorstandarte 123 
in Krakau, 
Weichselstraße 5 
Postfach 1090 — Fernsprecher ı 45 69 — 
zu melden. ; / 


Die Meldung hat unverzüglich persönlich oder schriftlich mit Angabe von Vor- 
und Zuname, Dienstgrad und genauer Anschrift zu erfolgen. 3 


| Ausbildungsleiter | 


Bekanntgabe Ausbild. 1/43 
Betrifft: Handhabung und Behandlung der Pistolen 


Unter Bezugnahme auf Ziffer 4 des Rundschreibens OA. 5/43 des Organisations- 
leiters des Arbeitsbereiches vom 90. 4. 1943 wird nachstehend die Ausbildungs- 
Anweisung Nr. ı über die Beschreibung der Pistole PPK, deren Handhabung, Be- 
handlung, Reinigung sowie über die Schießausbildung bekanntgegeben. 

Es wird den Ausbildungsleitern der Distriktstandorte und Standorte zur Pflicht 
gemacht, mit dem Uniterricht sofort zu beginnen und anschließend, soweit die erfor- 
derliche Munition zur Verfügung steht oder zur Verfügung gestellt wird, Schul- 
scharfschießen abzuhalten. Das Ziel muß sein, auf schnellstem Wege jeden Politischen 
Leiter zu einem schnellen, sicheren Schützen zu erziehen, der die Pistole in jeder 
Lage beherrscht. : 

Ich hoffe, in nächster Zeit Anschauungsmaterial (Lehrtafeln über Teile der Pistole, 
Schießlehre usw.) zu bekommen. Das Material geht den Ausbildungsleitern der 
Distriktstandorte zu, sobald es zur Verfügung steht, Weiter wird versucht, den 
Distriktstandorten und Standorten für die Durchführung von Scharfschießen die 
erforderliche Munition bereitzustellen. 


Lapp ° 
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Die, Ausbildungsleiter der Distriktstandorte und Standorte sind für die Durch- 
führung des Unterrichts und des Scharfschießens verantwortlich. Wenn auch der 
Ausbildungsdienst des Politischen Leiterkorps auf Grund der kriegsbedingten Um- 
stände sehr in den Hintergrund getreten ist, so muß jedoch der Politische Leiter im 
Generalgouvernement eine ganz besondere Ausbildung in der Handhabung und 
Behandlung der Pistole erhalten. Hiervon kann kein Politischer Leiter, gleichgültig 
ob er eingekleidet ist oder nicht, entbunden werden. 


Es werden, wie in dem Rundschreiben OA. 5/43 mitgeteilt, in nächster Zeit 
jedem Standort mindestens eine parteieigene Pistole zur Verfügung gestellt, so daß 
die Ausbildung in der Handhabung und Behandlung der Pistole in allen Standorten 
mit der notwendigen Aktivität durchgeführt werden kann. 

Die Ausbildungsleiter der Distriktstandorte melden mir bis zum ı. Septem- 
ber 1943, daß in den Distriktstandorten und in allen Standorten die Ausbildung 
durchgeführt wird. 

Küchler 


Ausbildungs-Anweisung Nr. ı 


für die Politischen Leiter im Bereich des Arbeitsbereiches 
Generalgouvernement 


Die Walther-Polizeipistole PPK Kal. 7,65 mm 


Beschreibung 


Die Walther-Pistole ist ein Selbstlader, d. h. eine Feuerwafle, bei der durch den 
Druck der Pulvergase nicht nur das Geschoß vorwärts getrieben, sondern auch die 
leere Patronenhülse gleichzeitig ausgeworfen und weiter die neue Schußbereitschaft 
eingeleitet wird. 

Das Laden, Entladen sowie das Auseinandernehmen der Pistole kann in gesicher- 
tem Zustand erfolgen, ohne daß der Hahn gespannt wird. 


Die Hauptteile der Pistole 


sind Lauf, Griffstück und Verschlußstück. 


Alle dem Finfluß der Witterung ausgesetzten Teile sind zum Schutz gegen Rost 
bräuniert. 


Der Lauf 


Der Lauf ist, wie bei allen Schußwaflen, ein Stahlrohr, dessen hinteres Ende, 
das Patronenlager, verstärkt ist. Im Lauf wird die Patrone entzündet und dem Ge- 
schoß Bewegung und Richtung verliehen. 


Die Bohrung des Laufes besteht aus dem vorderen, gezogenen und dem hinteren, 
glatten Teil, dem Patronenlager, in dem die Patrone zum Abschuß liegt. In die 
Laufwände des gezogenen Teils sind Züge eingeschnitten, nicht geradlinig zum 
Lauf, sondern spiralförmig mit Rechtswindung. Durch diese Züge erhält das Geschoß 
auf dem Wege vom’ Patronenlager bis zur Laufmündung eine Rechtsdrehung um 
seine Längsachse (Rechtsdrall), wodurch das Überschlagen des Geschosses in der 
Luft verhindert wird. Die zwischen den Zügen stehengebliebenen Teile des Lauf- 
innern heißen Felder. Der Durchmesser, von Feld zu Feld gemessen, ergibt das Ka- 
liber. Bei den Walther-Pistolen beträgt das Kaliber 7,65 mm. 
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Das Griffstück 


Das Griffstück dient zur Handhabung der Pistole, Es nimmt folgende Teile in 
sich auf: 


Mehrladeeinrichtung (Magazin, Magazinhalter mit Feder), Hahn, Hahn- 
bolzen, Spannstück, Ausstoßer mit Feder, Hahnsperrstück, Hahnsperrstück- 
feder, Abzugsbügel, Abzug, Abzugsstange, Abzugsfeder, Abzuesstift, Ent- 
spannstück, Schlagstange, Schlagfeder, Schlagfedergegenlager, Griffschalen 
mit Griffschalenschraube. 


Das Griffstück ist durch Längsleisten und -nuten beweglich mit dem Verschluß- 
stück verbunden, 


Das Modell PPK. besitzt am Griffende eine Öse für den Haken eines Tragriemens. 
Das Verschlußstück 


Das Verschlußstück nimmt den Schlagkolzen, die Schlagbolzenfeder, den Signal- 
stift und die Signalstiftfeder, den Auszieher, Auszieherfederbolzen mit Feder sowie 
die Sicherung auf. 


Zusammenwirken der Teile 
Die Abzugsvorrichtung 

Die Abzugsvorrichtung dient zum Abziehen der Pistole. Sie besteht aus vier 
Teilen: Abzug, Abzugsstange, Abzugsfeder, Spannstück. 

Der Abzug ist im Griffstück gelagert; er wird vom Abzugsbügel eingeschlossen 


und durch die Abzugsfeder ständig nach vorne gedrückt. 
Der Hahn 


Der Hahn ist ebenfalls im Griffstück gelagert. Er kann mittels des Daumens, durch 
Zurückziehen des Verschlußstückes oder durch Durchziehen des Abzugs gespannt 


werden (Spannabzug). Beim Schießen wird er selbsttätig durch das zurückgehende ° 


Verschlußstück gespannt. 
Die Sicherung 


Die Sicherung wird durch Verschieben eines links aufdem Verschlußstück liegenden 
Flügels betätigt, der, wenn die Pistole gesichert ist, einen roten Signalpunkt verdeckt. 
Ist dieser zu schen, so ist also die Pistole ungesichert. 


Die Mehrladeeinrichtung 
Die Mehrladeeinrichtung besteht aus dem Magazin und dem Maeazinhalter. 


Der Zubringer schiebt durch den Druck der Zubringerfeder die Patrone vor 
das ‚Patronenläger. 


Die Visiereinrichtung 


Die Visiereinrichtung besteht aus Visier und Korn. Das Korn ist aus dem Ver-, 
schlußstück herausgearbeitet (bei PPK. auch das Visier), ist also mit diesem fest. 
verbunden. Um die /Treflsicherheit in der Dunkelheit zu erhöhen, kann auf das Korn 
ein Leuchtkorn aufgesetzt werden. 


Die Visierung ist aber bei der Walther-Pistole ohnehin sehr klar, weil die Kimme 
weit und tiefgenug ist, so daß sich das Korn auch bei schlechter Beleuchtung gutabhebt. 


Schußfertigmachen bei entsicherter Pistole 


Beim Schußfertigmachen bei entsicherter Pistole wird durch Zurückziehen des 
Verschlußstückes die um den Lauf gewundene Vorholfeder, die mit ihrem hinteren 
Ende am Griflstück, mit ihrem vorderen Ende vorne 'am Verschlußstück anliegt, 
gespannt. Sobald das Verschlußstück losgelassen wird, dehnt sich die Vorholfeder 
wieder aus und nimmt es mit nach vorne. Hierdurch wird eine Patrone aus dem Ma- 
gazin in das Patronenlager gebracht. Der mit dem Verschlußstück zurückgedrückte 
Hahn wird vom Spannstück festgehalten, so daß er der Vorwärtsbewegung des Ver- 
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schlußstückes nicht folgen kann und gespannt bleibt. Der Hahn kann auch mit dem 
Daumen der rechten Hand durch Zurückziehen bis zur hintersten Begrenzung ge- 
spannt werden. 


Schußfertigmachen in gesichertem Zustand 

Das Schußfertigmachen in gesichertem Zustand geschieht in der gleichen Weise 
wie in entsichertem Zustand, mit dem Unterschied, daß beim Vorgleiten des Ver- 
schlußstückes der Hahn nicht einrastet, sondern mit dem Verschlußstück vorschnellt. 
Der Hahn kann also in gesichertem Zustande nicht gespannt werden. Das Aufschlagen 
auf den Schlagbolzen beim Vorgleiten des Hahnes wird durch die beiden Backen 
der Sicherungswelle, zwischen denen der Schlagbolzen in gesichertem Zustande 
eingeschlossen liegt, unmöglich gemacht. 

In gesichertem Zustande drückt die Sicherungswelle auf das Entspannungsstück, 
dieses wiederum auf das Spannstück, welches dadurch soweit nach oben geschoben 
wird, daß der Hahn in die Rast des Spannstückes nicht einrasten kann. 


Handhabung 
Füllen des Magazins 

Die linke Hand erfaßt das Magazin, Öffnung nach oben, Spitze rechts, die rechte 
Hand schiebt eine Patrone nach vorn unter die übergreifenden Lippen, ohne sie 
gewaltsam auseinanderzudrücken. Das Einfüllen der Patronen hat stets so zu ge- 
schehen, daß jede Patrone mit dem Boden auf den Zubringer oder die schon im Ma- 
gazin befindliche Patrone aufgesetzt, niedergedrückt und vorsichtig unter die Magazin- 
lippen geschoben wird. ; : 


Entleeren des Magazins 

Die rechte Hand erfaßt das Magazin, Öffnung nach oben. Mit dem Daumen 
der rechten Hand werden die Patronen beim Entladen nach vorne geschoben, bis 
sie durch den gefederten Zubringer herausgedrückt werden. Ein gewaltsames Hin- 
eindrücken oder- Herausreißen der Patronen führt Verbiegen der Magazinlippen 
und später Ladehemmungen herbei. 


Das Laden (Magazineinführen) 

Die rechte Hand umfaßt den Griff — Zeigefinger ausgestreckt längs des Abzugs- 
bügels, Daumen der rechten Hand drückt den Sicherungshebel abwärts — die Pistole 
wird halbrechts geneigt, Mündung nach unten, ungefähr in Hüfthöhe gehalten. Die 
linke Hand schiebt das Magazin in den Griff, bis der Magazinhalter in den Aus- 
schnitt am Magazin deutlich einschnappt. Patrone in den Lauf bringen durch Zurück- 
ziehen und Wiedervorlassen des Verschlußstückes. 


Sichern und Entsickern 

Beides kann mit einer Hand geschehen, das Entsichern auch im Anschlage. Man 
schiebt mit dem Daumen den gerippten Kopf des Sicherungsflügels vorwärts. Dadurch 
wird der rote Punkt frei, der anzeigt, daß die Waffe jetzt entsichert ist. 


Schießen 

Will man einen gezielten Schuß abgeben. so spannt man den Hahn und zieht 
darauf den Abzug durch ; schießt man aber in der Verteidigung, so zieht man einfach 
den Abzug durch, wobei sich der Hahn von selbst spannt und der Schuß ausgelöst wird. 


Entladen 
Pistole sichern! Um die Walther-Pistole zu entladen, drückt man auf den vor 
der Sicherung befindlichen gerauhten Knopf. Das Magazin springt dann heraus. 
Dann zieht man den Verschluß zurück und läßt die noch im Lauf befindliche 
Patrone seitlich herausfallen. Niemals darf das geschehen, bevor das Magazin'entfernt 
ist, weil beim Loslassen des Verschlusses ja schon wieder eine neue Patrone in den 
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Lauf gelangt. Niemals darf vergessen werden, die Patrone aus dem Lauf zu nehmen. 
Durch Nichtbeachtung dieser beiden Selbstverständlichkeiten geschehen die meisten 
Unglücksfälle. 


Abspannen 


Beim Sichern der Walther-Pistole entspannt sie sich von selbst, d.h. der Hahn 
schlägt ab, ohne den Schlagbolzen zu berühren. 


Die Behandlung der Pistole 
Auseinandernehmen und Zusammensetzen der Pistole 


Die Pistole soll nur so weit, wie es notwendig ist, auseinandergenommen werden. 
Es ist darauf zu achten, daß die einzelnen Teile auf eine saubere Unterlage gelegt 
werden. - 


Auseinandernehmen 


Es erfolgt ohne Werkzeuge. Das Magazin und die im Laufe befindliche Patrone 
werden herausgenommen. Man zieht dann den Abzugsbügel nach unten und setzt 
ibn etwas seitwärts. Dann zieht man den Verschluß nach hinten und hebt ihn ab. 
Jetzt kann man die Pistole bequem reinigen und ölen. 


Zusammensetzen . 


Das Zusammensetzen geschieht in umgekehrter Reihenfolge, ist also ebenso 
einfach. 


Reinigen ' 7 
Reinigungsgruppe I: j 

Pistole war zur Handhabung, Zielen usw. im Gebrauch. Es wurde nicht geschossen. 
Abreiben der Mittelteile mit öligem Lappen. Dazu Pistole auseinandernehmen. 


Diese Reinigung hat auch dann zu erfolgen, wenn die Pistole nicht im Gebrauch 
war (etwa wöchentlich einmal\. Die Exerzierpatronen sind ebenfalls abzureiben. 


Reinigungsgruppe II: ? 
Nach jedem Schießen, d.h. auch wenn nur ein Schuß abgegeben wurde, wo- 
möglich noch auf dem Schießstand: Pistole offenstellen, Lauf mit der Borstenbürste 


von der Mündung her leicht einölen. Im Quartier, spätestens am Tage nach dem 
Schießen, gründliche Reinigung. 


ı. Zerlegen der Pistole. \ 
2. Reinigen des Laufes. B 


Mit Borstenbürste Lauf einölen. (Nur reines, säure- und harzfreies Waflenöl ver- 
wenden!) Wergpolster, das leicht durch den Lauf gleitet, kann auch verwendet werden, 
nicht zu stark mit Öl tränken, nur vom Patronenlager aus den Putzstock einführen. 
Langsam hin- und herführen. 


Mit stärkerem, trocknem Wergpolster Lauf trockenwischen und nun mit leicht 
geöltem Wergpolster, das ein wenig stärker ist, so lange durchwischen, bis das Werg- 
polster so rein herauskommt, wie es eingeführt wurde. Dann Lauf und Patronenlager 
trockenwischen und. sich überzeugen, daß beide rein und blank sind. Nachdem mit 
Borstenbürste oder reinem Wergpolster hauchartig einölen. 

Bürste von hinten einführen und so weit durch den Lauf schieben, bis sie mit den. 
' ersten Messingdrähten die Mündung erreicht, und dann zurückziehen. Die. Messing- 
borsten stehen dann der Rückbewegung entgegen und lösen dadurch besonders etwa 
vorhandenen Nickelansatz. Ist der Nickelansatz so stark, daß er durch die Messing- 
drahtbürste nicht entfernt werden kann, so gebe man die Pistole dem Büchsenmacher 
zum Entrickeln. Mit der Messingdrahtbürste kann man auch Rostansatz entfernen, 
wenn schon solcher bei vorschriftsmäßiger Pflege eigentlich überhaupt nicht vor- 
kommen darf. Die schwarzen Flecken, die nach Entfernen des Rostes bleiben, schaden 
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weniger, als wenn sie mit scharfen Mitteln und viel Mühe abgeputzt werden. Lediglich 
soll ein Lauf, der solche „‚Rostnarben“ hat, besonders rein gehalten werden, weil sich 
gerade hier besonders leicht wieder Rost bildet. Durch die Verwendung von Patronen 
mit nichtrostbildenden Zündsätzen und entsprechenden Pulvern ist die Hauptursache 
des Anrostens der Läufe beseitigt. 


Reinigen der übrigen Teile der Pistole 


Alle Teile mit trocknem, wollenem Lappen von Schmutz und Öl befreien; in 
Ecken und Winkel kommt man unter Zuhilfenahme eines Holzspanes. Nachdem 
hauchartig einölen, insbesondere die Gleitflächen; zweckmäßig ist es, für das Einölen 
der inneren Teile von Verschlußstück und Griffstück eine leicht mit Ol getränkte 
Hühner- oder Taubenfeder zu benutzen. 


Reinigen mit anderen Mitteln schadet! 
Zielübungen 


Das Ziel der Schießausbildung ist die Erziehung zum sicheren und vor .allem 
schnellen Schützen, da im Notfall wenig Zeit vorhanden sein wird. Hierzu sind Ziel- . 
übungen erforderlich. : 


Zielen heißt: j « 


Der Waffe eine solche Höhen- und Seitenrichtung geben, daß Ziel, Korn, Kimme 
und Auge des Schützen eine Linie bilden. Dzs Korn steht in der Mitte der Kimme 
obere Kante. Korn und obere Kante Kimme bilden eine waagerechte Linie (gestrichen 
Korn). 


Zielfehler 
„Verkanten“. Kimmenoberkante liegt nicht waagerecht. 
Folge: Treffpunkt weicht nach der Seite ab, nach der die Kimmenoberkante neigt. 
„Verklemmen“ bezeichnet man Zielen mit nach der Seite verschobenem Korn. 
Folge: Treffpunkt weicht nach der gleichen Seite ab, nach der das Korn in der 
Kimme nach der Seite verklemmt war. 
„Vollkorn“: Korn steht über die waagerechte Kimmenoberkante hinaus. 
Folge: Treflpunkt liegt über dem Ziel. 
„Feinkorn“: Korn steht unter der waagerechten Kimmenoberkante. 
Folge: Treffpunkt liegt unter dem Ziel (Tiefschuß, gebräuchlicher Kurzschuß). 


Die Visierung der Pistole ist so bemessen, daß der Treffpunkt genau da liegt, 
wohin mit gestrichenem Korn gezielt wurde, 


Zum Üben des Abziehens soll immer eine Exerzierpatrone geladen werden, damit 


der vorgeschleuderte Schlagbolzen nicht ins Leere, sondern auf ein Zündhütchen 
trifft. Nichtbeachtung kann Abreißen der Schlagbolzenspitze zur Folge haben. 


Um zu erreichen, daß durch das Abziehen die Pistole nicht aus der Richtung 
gebracht wird, soll die Hand die Pistole fest umfassen, der Arm möglichst natürlich 
gestreckt sein, keinesfalls gekrümmt, soll das Zielen nicht zu lange ausgedehnt werden, 
wegen der Ermüdung der Hand- und Armmuskeln, und soll nicht zuletzt der Zeige- 
finger den Abzug rückwärts ziehen, ohne einen nach links gerichteten Druck auf 
die ganze Pistole auszuüben. Mit dem Abziehen soll begonnen werden, sowie das 
Ziel erfaßt wurde, und soll 'nun gleichmäßig durchgezogen werden. Den kleinen 
Widerstand, den man nach einem bestimmten Weg des Abzuges fühlt, nennt man 
Druckpunkt. Indem man diesen Druckpunkt fühlt, soll man, im Ziele bleibend, 
nunmehr besonders ruhig durchziehen, weil nun nur noch ein ganz geringer Abzuweg 
bis zum Lösen des Schusses bleibt. 


Wie bei jedem Schießen, muß der Schütze, sich selbst beobachtend, selbst ver- 
bessern. Er muß also zuerst bei der Zielübung so weit sein, daß er bestimmt sagen 
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kann, „wie er abgekommen ist“, d.h. er muß die Lage und Richtung seiner Pistole 
in dem Augenblick, in dem der Hahn vorschlug und damit der Schuß ausgelöst wurde, 
schildern können, z.B. „kurz links abgekommen“, 

Zielen, in Anschlag gehen, ins Ziel kommen und Abziehen, alles in der Anschlag- 
stellung ausgeführt, ohne den Blick vom Ziel abzuwenden, muß so häufig geübt 
werden, daß der Schütze die Pistole ohne längeres Zielen in die richtige Zielrichtung 
und Lage „wirft“ und dann abzicht, ohne sie auch durch das Abziehen aus der Lage 
zu bringen. Diese Übung ist durchzuführen mit Hahnspannen mit dem Daumen, 
während des Zielens und Anschlagens, und ebenso mit Hahnspannen durch Durch- 
ziehen des Abzuges. Da in letzterem Fall der Zeigefinger wesentlich stärker zu ziehen 
hat, ist die Gefahr, die Pistole dabei aus der richtigen Lage zu bringen, viel größer 
und darum diese Übung besonders oft zu wiederholen. 


Schulscharfschießen 

Um eine planmäßige Erziehung zum guten Schützen zu ermöglichen, bleibt es 
den Bereitschaftsleitern überlassen, innerhalb ihrer Bereitschaft Schießklassen ein- 
zuführen. Dadurch soll erreicht werden, daß die ausgebildeten Politischen Leiter 
nicht durch schlechte Schützen, die zu erneuten Ubungen herangezogen werden 
müssen, zu einen? für sie überflüssigen Dienst genötigt werden. 

Ist der Schütze in Zielübungen und Handhabungen der Pistole sicher, so wird 
mit dem Schulscharfschießen begonnen. Schießübungen mit scharfen Patronen 
dürfen nur auf Schießständen und nur unter genauer Beachtung der Vorschrift durch- 
geführt werden. \ 

‚Jedes Schulscharfschießen ist in der Schießkladde einzutragen. Die Schießkladde 
enthält Namen des Schützen, Ringzahl, Datum des Schießtages sowie verschossene 
Munition. 

Auf dem Schießstand darf keine Ausbildung betrieben werden, sondern die Zeit 
für die nicht auf dem Schießstand beschäftigten Schützen ist zu fröhlichem kamerad- 
schaitlichem Zusammensein zu benützen. 


Der Schießleiter ist verantwortlich: 


a) Für die Bereitstellung des für die Übung erforderlichen Gerätes und pünkt- 
lichen, sorgfältigen Aufbau des Standes. 

b) Für die Einteilung des Standpersonals (Aufsicht beim Schützen, Schreiber, 
Patronenausgeber, Deckungspersonal). 


c) Für das Bereitstellen des Reinigungsgerätes zum Entölen und Einölen der 
Pistolen. gi 
d) Für die Munitionsverrechnung für den Fall, daß gemeinsame Munition vor- 


handen ist. 
Vorbereitungen der Schießkladde übernimmt der damit beauftragte Schießleiter. 


Durchführung 

Um Unglücksfälle zu verhüten, ordnet der Reichsausbildungsleiter an: 

a) Jeder Teilnehmer am Schießen hat sofort nach Betreten des Schießstandes 
seine Pistole einschließlich der mitgebrachten Munition bei dem Patronen- 
ausgeber abzugeben. 

b) Anschlags- und Zielübungen auf dem Stande sind verboten. 

Für die Durchführung des Schießens ist erforderlich: 

ein Leitender, 

eine Aufsicht beim Schützen, 
ein Patronenausgeber, 

ein Schreiber. 
Deckungspersonal nach Bedarf. 


—. 
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Der Leitende 

Der Leitende ist für den gesamten Dienstbetrieb auf dem Stande verantwortlich. 
In erster Linie achtet er darauf, daß die Sicherheitsbestimmungen von der Aufsicht 
beim Schützen, dem Patronenausgeber und dem Schützen befolgt werden. Vor 
dem Schießen prüft er Deckung, Scheiben und Gerät und überzeugt sich von der 
Anzahl der vorhandenen Patronen. Er verwarnt Schreiber und Anzeiger nach fol- 
gendem Wortlaut: 


„Falsches Anzeigen bzw. Aufschreiben ist verboten‘. 
Die Aufsicht beim ‘Schützen - 


Die Aufsicht beim Schützen steht etwa einen halben Schritt links rückwärts vom 
Schützen. Folgende Tätigkeiten des Schützen sind zu überwachen; 


a) Erst nach dem Einnehmen der Anschlagstellung und Sichtbarwerden der 
Scheibe wird das Magazin eingeführt und geladen. 

b) Im Anschlag wird die Pistole entsichert. 

c) re Schuß wird der Finger aus dem Abzug genommen und im Anschlag 
gesichert. 5 5 

d) Nach dem letzten Schuß wird das Magazin herausgenommen und entladen. 

e) Bevor der Aufßsichtführende den Schützen zur Abgabe seiner Pistole an den 
Patronenausgeber entläßt, sieht er persönlich nach, ob der Lauf frei ist. 


Der Patronenausgeber 

Der Patronenausgeber nimmt die Pistole und die Munition in Empfang und 
bewahrt sie auf (möglichst auf einem Tisch, vor Regen geschützt). Er sieht nach, 
ob das Laufinnere entölt ist. Nichtentölte Pistolen läßt er unter seiner Aufsicht ent- 
ölen. Er füllt die Magazine mit der vorgeschriebenen Anzahl Patronen und übergibt 
Pistole und Magazin getrennt dem Schützen. 


Der Schreiber 
Der Platz des Schreibers ist so zu wählen, daß er die Anzeigedeckung beobachten 


kann. Nach Meldung des Schützen trägt er die Ergebnisse mit Tinte oder Tinten- 
stift in die Schießkladde ein. 


Die Deckung 

Zusammenstellung des Deckungspersonals nach Bedarf. Der Aufsichthabende 
ist verantwortlich für genaueste Beachtung der Sicherheitsbestimmungen. Er kon- 
trolliert das gewissenhafte Feststellen und Anzeigen der Treflergebnisse sowie das 
Zukleben der Schußlöcher. 
Der Schütze 

In unmittelbarer Nähe des Schützenstandes befinden sich höchstens fünf Mann. 
Alles andere hält sich mindestens 50 Meter weiter rückwärts auf. 
Weg des Schützen : 

a) Ansagen des Namens beim Schreiber. 

b) Empfang von Pistole und Magazin beim Patronenausgeber. 

c) Zur „Aufsicht beim Schützen“ treten und schießen. 

Jedes Schußergebnis meldet er dem Schreiber. Nach beendetem Schießen über- 
gibt er Pistole und Magazin getrennt dem Patronenausgeber. Er meldet dabei: 
„Abgeschossen, Magazin leer!“ 


Bedingung: 


Jeder zum Tragen einer Pistole berechtigte Politische Leiter ist verpflichtet, 
folgende Bedingung zu schießen: 

25 m Entfernung stehend freihändig 5 Schuß auf r0er-Ring-Sporteinheitssck eibe, 
Anzeigen nach jedem Schuß. Bedingung ist erfüllt bei 3 Treffern in der Figur. 
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Verordnungsblatt 

‚NSDAP. Arbeitsbereich Schulung 
Generalgouvernement 
En m rar 


. Betrifft: Sprechabende der NSDAP. 


Um die Parteigenossenschaft zu befähigen, in der Aussprache mit Volksgenossen 
auf die wichtigsten und aktuellsten Fragen Rede und Antwort zu stehen, wird gemäß 
Reichsverfügungsblatt — Ausgabe A Folge 10/43 vom 19. Februar 1943 — die Durch- 
führung des Sprechabends der NSDAP. als ein in der Kampfzeit bewährtes Führungs- 
und Erziehungsmittel angeordnet. 

' Der Sprechabend ist unter verantwortlicher Leitung des Hoheitsträgers in den 
Standorten oder Zellen nicht öffentlich mit den Parteigenossen durchzuführen. 
Im allgemeinen kann der Sprechabend nur in den Zellen veranstaltet werden, weil 
die Aussprache nur innerhalb eines kleinen Teilnehmerkreises fruchtbar ist. 

Die Aussprache muß vom Hoheitsträger oder Redner scharf gelenkt werden. 
Nicht sofort zu beantwortende Fragen sollen keine endlose Debatte auslösen, sondern 
nachträglich an die nächst höhere Parteidienststelle berichtet werden, Jede negative 
Kritik ist schnellstens zu unterbinden. Fragen, die nicht in den Rahmen der Partei- 
arbeit hineingehören — z.B. militärische Kriegführung, Außenpolitik, Kirchen- 
politik usw. —, sind von vornherein auszuschließen. 

Nach wie vor sollen für die Wirkung des Abends die Worte des Redners sowie das 
gemeinsame Bekenntnis zu den Folgerungen des totalen Krieges ausschlaggebend sein. 


Die Schulung muß 2 
1. die Schulungsmaßnahmen durch Sprechabende in den Zellen erweitern und 
vertiefen, 


2. die Teilnehmerzahl an einem Sprechabend auf höchstens 30—40 Personen 
beschränken, 


"3. die kleinsten Einheiten der NSDAP. aktivieren und mobilisieren. 


Das Hauptarbeitsgebiet Schulung wird laufend Gedankenführungs- und Vor- 
tragsunterlagen zur Verfügung stellen, die weitgehend zum Inhalt der Zellen-Sprech- 
abende gemacht werden können. 

Ich bitte, die getroffenen Maßnahmen zu berichten und etwaige Anregungen 
und Wünsche an mich zu leiten. j 


Betrifft: Plakate und Drucksachen für das Archiv 


Ich bringe hiermit die durch Rundschreiben herausgegebene Anordnung des 
Stellv. Leiters vom 5. Januar 1942 in Erinnerung und bitte die Standortführer, 
sich gelegentlich davon zu überzeugen, daß diese Anordnung auch genaue Beachtung 
findet. Drucksachen, Plakate und sonstige Äußerungen der Standorte der NSDAP. 
müssen auch in Zukunft trotz der großen Einschränkungen personeller Art laufend 
dem Archiv in wenigstens dreifacher Ausfertigung abgegeben werden. Die Pflege 
dieser Sammlung ist für eine spätere Geschichtsschreibung der NSDAP. im General- 
gouvernement von heute noch nicht zu übersehender Wichtigkeit. Ich erwarte von 
den Standortführern, daß sie.die in letzter Zeit herausgegebenen, dem Archiv nicht 
zugeleiteten Veröflentlichungen schnellstens einreichen. 

Holweger 
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WAS JEDER DEUTSCHE WISSEN MUSS! 


Am Ende dieses Krieges wird ein neu zu ordnendes Europa 
stehen. 


Aber wir verstehen darunter keine wahllose Vermischung der 
einzelnen Völker und Rassen, 


Denn wer eine dauerhafte Ordnung in Europa herbeiführen will, 
darf nicht durch Rassenmischung vorher eine blutsmäßige 
Unordnung schaffen. 


Im mitteleuropäischen Raum werden die 85 Millionen Deutschen 
den Hauptanteil an der Neugestaltung beizutragen haben. 


Unsere Kraft und die Stärke, die uns hierzu befähigen, beruhen 
aber nicht allein auf der zahlenmäßigen Überlegenheit unseres 
Volkes, sondern ebenso auf der bisher gewahrten Reinheit 
unseres Blutes. 


Das verpflichtet uns als Volk wie als einzelnen, wachsam zu 
sein Segenüber der Gefahr einer Vermischung mitfremdem Blut. 


Was durch die Taten unserer Wehrmacht und durch unsere 
Arbeit errungen wurde, und wofür viele unserer Besten ihr 
Leben gaben, darf nicht durch persönliche Verantwortungs- 
losigkeit des einzelnen gefährdet werden. 


Jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau haben daher dieı 
hohe Aufgabe zu ‘erfüllen, Hüter der Reinheit unseres Blutes zu 
sein, damit unsere schöpferische Kraft uns auch für die Zukunft 
erhalten bleibt. 


Eine Mehrung unserer Kräfte aber ist nur zu erreichen durch 
eine dauernde Steigerung unserer eigenen Volkszahl. 


"Aus alledem ergibt sich die unerläßliche Forderung: 


Rassenreinheit und Kinderreichtum 
in Deutschland! 


Bei Fliegeralarm sind sämtliche 
Dienststellen der NSDAP sofort zu besetzen 


